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I. EINLEITUNG UND ÜBERSICHT 
Der Preisüberwacher setzte 2019 seine Schwerpunkte 
bei den Preisen und Tarifen im Basisinfrastrukturbe-
reich (namentlich öffentlicher Verkehr, Post, Energie, 
Telekommunikation und kommunales Versorgungs- und 
Entsorgungswesen) sowie im Gesundheitswesen (na-
mentlich systemische Massnahmen zur Kostendämp-
fung, ambulante und stationäre Spitaltarife, Hörgeräte-
preise). Diese Bereiche stehen auch auf dem Sorgenba-
rometer der Konsumentinnen und Konsumenten ganz 
oben. 

Aufgrund ihres guten Ergebnisses 2018 im Fernverkehr 
konnte sich der Preisüberwacher für 2019 mit den SBB 
auf ein umfangreiches Massnahmenpaket zur Entschä-
digung der Kundinnen und Kunden verständigen. Nach 
Angaben der SBB betragen die Entschädigungen rund 
230 Millionen Franken. Unter anderem erhielten alle 2.6 
Millionen Besitzer von Halbtaxabonnementen automa-
tisch 15 Franken gutgeschrieben. Grundsätzlich ist je-
doch festzuhalten: Die Tarife im gesamten öffentlichen 
Verkehr (ÖV) sind in der Vergangenheit kontinuierlich 
gestiegen, namentlich im Vergleich zum Privatverkehr: 
Während die Kilometerkosten im motorisierten Individu-
alverkehr zwischen 1990 und 2016 weniger stark als der 
Landesindex der Konsumentenpreise gestiegen sind, lag 
im Gegensatz dazu die Preisentwicklung im ÖV weit 
über der allgemeinen Teuerung. Im Regionalverkehr ist 
der Trend zur zunehmenden Belastung der ÖV-Kunden 
offensichtlich. Vor dem Hintergrund der sich abzeich-
nenden Kostensenkung (Trassenpreise) bei der Produk-
tion von Transportdienstleistungen ist deshalb für den 
Preisüberwacher klar, dass ab Dezember 2020 deshalb 
allgemeine Tarifsenkungen nötig und auch möglich sind.  

Immer wieder für Kritik und Unverständnis gesorgt hat in 
den letzten Jahren das Mit- und Nebeneinander von 
Streckentarifen im direkten Verkehr und verschiedenen 
Verbundtarifen. Der Preisüberwacher verweist seit 
Jahren auf die Probleme der verschiedenen Tarifsyste-
me. Das Bundesamt für Verkehr hat nun ebenfalls klar-
gestellt, dass eine einheitliche nationale Grundlage zur 
Preisberechnung im gesamten ÖV bis 2025 umgesetzt 
werden muss. Bis heute werden zum Beispiel auch 
Sparbillette innerhalb der Verbünde und Verbundkoope-
rationen nicht angeboten, was dazu führt, dass längere 
Strecken zum Teil weniger kosten als kürzere. Aus Sicht 
des Preisüberwachers sind zuggebundene Rabatte auf 
Fernverkehrszügen auch innerhalb der Verbünde ange-
bracht. Die Tarifverbünde haben bislang aber sehr zu-
rückhaltend bis abweisend auf diese Forderung des 
Preisüberwachers reagiert. 

Mit der Schweizerischen Post AG einigte sich der 
Preisüberwacher auf Brief- und Paketpreise für 2020 
sowie auf ein zusätzliches Massnahmenpaket. So wur-
den mit der Post zum Beispiel Vergünstigungen für Pri-
vatkunden bei online-etikettierten Paketen innerhalb der 
Schweiz ausgehandelt. Wenn Kundinnen und Kunden 
Paketetiketten selber ausfüllen, bezahlen und ausdru-
cken, wird sich dies für sie jetzt auszahlen. Mit PostFi-
nance einigte sich der Preisüberwacher auf eine Be-

grenzung der Erhöhung der Schaltereinzahlungsgebüh-
ren.  

Auf dem Gasmarkt erhebt der Preisüberwacher jährlich 
die Gaspreisänderungen und bietet auf einer speziellen 
Website einen Preisvergleich an. Gestützt auf eigene 
Beobachtungen sowie auf Meldungen von privaten und 
industriellen Gasbezügern oder von Behörden unter-
sucht er die Preise von ausgewählten Gasversorgungs-
unternehmen. Im Berichtsjahr überprüfte er, ob die Tari-
fe 2020 der Hochdruck-Gasnetze sowie die Einlagen in 
den Investitionsfonds in Einklang mit der mit der Bran-
che im Oktober 2014 abgeschlossenen einvernehmli-
chen Regelung stehen. Die Überprüfung ergab, dass 
dies der Fall ist. Eine einvernehmliche Regelung konnte 
der Preisüberwacher mit der Holdigaz Gruppe erzielen. 
Die Vereinbarung sieht eine schrittweise Senkung der 
tarifrelevanten Kosten über vier Jahre vor. Schliesslich 
setzte sich der Preisüberwacher kritisch mit dem geplan-
ten Gasversorgungsgesetz auseinander. Der Bundesrat 
will den Gasmarkt neu einer umfassenden spezialge-
setzlichen Regulierung unterstellen und hat zu diesem 
Vorhaben die Vernehmlassung eröffnet. Der Preisüber-
wacher befürwortet eine Teilöffnung des Gasmarkts 
mittels einer schlanken und raschen gesetzlichen Rege-
lung beispielsweise im Rohrleitungsgesetz. Auf die vor-
geschlagene, umfassende Regulierung in einem Spezi-
algesetz für die Gasversorgung sollte aber verzichtet 
werden.  

Ende September 2019 gab der Bundesrat seine Absicht 
bekannt, den Strommarkt nun auch für Haushalte und 
Gewerbekunden mit einem Jahresverbrauch von weni-
ger als 100 MWh zu öffnen. Der Preisüberwacher be-
grüsst diesen Schritt. Allerdings benötigten die Endver-
braucher mit kleinem Konsum weiterhin einen Schutz 
vor preislichen Diskriminierungen. Steuern und Abgaben 
bleiben von den Liberalisierungsbestrebungen des Bun-
desrats unangetastet. Besonders störend sind kommu-
nale Abgaben, wie Konzessionsgebühren, die in erster 
Linie fiskalpolitisch begründet sind. Die Stadt Luzern hat 
den Preisüberwacher 2019 zu den neuen Konzessions-
verträgen mit Energieversorgungsunternehmen konsul-
tiert. Er empfahl, auf die vorgesehene Erhebung einer 
Konzessionsgebühr für die Nutzung von öffentlichem 
Grund und Boden für elektrische Verteilnetze zu verzich-
ten. Dieser Empfehlung ist die Stadt Luzern indessen 
nicht gefolgt.  

Im Bereich der Telekommunikation stand 2019 das 
Thema von Netzzugangspreisen im Vordergrund. Zum 
einen hat die Kommunikationskommission (ComCom) 
nach langer Verfahrensdauer die Preise für den Zugang 
zum Swisscom Netz deutlich gesenkt. Davon darf man 
sich eine wettbewerbsstimulierende Wirkung und letzt-
lich tiefere Konsumentenpreise versprechen. Zum ande-
ren hat der Preisüberwacher die Preise für den Zugang 
zum Glasfasernetz der Industriellen Betriebe der Stadt 
Zürich überprüft und dem Zürcher Stadtrat in einem 
Teilbereich eine deutliche Senkung empfohlen. Dieser 
Empfehlung ist die Stadtregierung vorerst noch nicht 
gefolgt.  
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Nach wie vor ein starkes Kostenwachstum ist bei den 
Gesundheitskosten zu verzeichnen. Vor diesem Hinter-
grund war die Prüfung von ambulanten und stationä-
ren Spitaltarifen zu Lasten der Obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung erneut ein Arbeitsschwerpunkt 
des Preisüberwachers. Der Preisüberwacher hat eine 
Vielzahl formeller Tarifempfehlungen an die für die Tarif-
festlegung oder -Genehmigung zuständigen Kantonsre-
gierungen gerichtet. Die Prüfpraxis des Preisüberwa-
chers beruht auf den Vorgaben des Krankenversiche-
rungsgesetzes und der entsprechenden Verordnungen 
sowie auf der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts (BVGer). Zwei Entscheide des BVGer aus dem 
Berichtsjahr führen dazu, dass der Preisüberwacher 
seine Beurteilungsmethodik bei stationären Spitaltarifen 
sowie Arzttarifen von Spitalambulatorien anpassen und 
weiter verfeinern wird. 

Der Bundesrat hat im August 2019 die Botschaft zur 
Teilrevision des Bundesgesetzes über die Krankenversi-
cherung (KVG) betreffend Massnahmen zur Kosten-
dämpfung – Paket 1 verabschiedet und ans Parlament 
überwiesen. Einige der vorgeschlagenen neun Mass-
nahmen stammen aus den Vorschlägen einer Experten-
gruppe, welche 2017 insgesamt 38 Massnahmen vorge-
schlagen hatte. Der Preisüberwacher begrüsst insbe-
sondere die obligatorische Kostensteuerung durch die 
Tarifpartner sowie die Einführung eines Referenzpreis-
systems bei Medikamenten, auch wenn bei letzterem die 
vorgeschlagene Umsetzung bei weitem nicht das voll-
ständige Sparpotential realisiert wird. Weitere Kosten-
dämpfungsmassnahmen sind in einem 2. Paket vorge-
sehen, welches 2020 in die Vernehmlassung geschickt 
werden soll. Der Preisüberwacher wird die Revisions-
vorhaben weiterhin eng und kritisch begleiten.  

Die Preise für Hörgeräte sind in der Schweiz höher als 
in anderen europäischen Ländern. Dies ist das Resultat 
eines neuen Auslandpreisvergleichs des Preisüberwa-
chers. Die Analyse zeigt auch, dass sich mit einer staat-
lichen Einkaufspolitik, wie sie in andern Ländern prakti-
ziert wird, offenkundig deutliche tiefere Preise realisieren 
lassen. Gefordert sind daneben auch die Konsumentin-
nen und Konsumenten, welche durch ihr eigenes Verhal-
ten den Wettbewerb namentlich auf Stufe der Hörgerä-
teakustiker stimulieren könnten.  

Nachdem in den letzten Jahren diverse Tarife wegen 
Verletzung der gesetzlichen Konsultationspflicht des 
Preisüberwachers gerichtlich aufgehoben wurden, hat im 
Bereich der Wasserversorgung sowie der Abwasser- 
und Abfallentsorgung die Zahl von Anhörungen nach 
einer Rekordzahl im Vorjahr nochmals um rund 50 Pro-
zent zugenommen. Dank der Möglichkeit der Selbstde-
klaration und der Möglichkeit, die Vorprüfung selbst 
durchzuführen sowie der zunehmend engeren Zusam-
menarbeit mit den Kantonen, konnte die grosse Anzahl 
der Meldungen bewältigt werden. Neu besteht auch für 
den Bereich Abfall eine Checkliste mit der Möglichkeit 
der Selbstdeklaration. Zudem werden im Online-
Gebührenvergleich Abfall die biogenen Abfälle jetzt ex-
plizit berücksichtigt.  

Eine Marktbeobachtung des Preisüberwachers hat er-
geben, dass die Elternbeiträge für Jugendliche und 
Kinder in Sonderschulheimen von Kanton zu Kanton 
sehr stark variieren. Sie betragen je nach Kanton zwi-
schen 10 und 42 Franken pro Tag. Weil der Grund-
schulunterricht gemäss Bundesverfassung unentgeltlich 
zu erbringen ist, sollten Unterhaltspflichtige gemäss 
bundesgerichtlicher Praxis jedoch nur so viel bezahlen 
müssen, wie sie aufgrund der Abwesenheit der Kinder 
einsparen. Einsparungen sind nur bei der Verpflegung 
möglich. Der Preisüberwacher erwartet von den be-
troffenen Kantonen, die Beiträge auf maximal 16 Fran-
ken pro Tag zu senken. Er behält sich vor, gegebenen-
falls mit entsprechenden Empfehlungen an die betroffe-
nen Kantone zu gelangen. Grosse Tarifunterschiede hat 
der Preisüberwacher auch bei den Kosten für Heim-
platzierungen und sozialpädagogische Familienbe-
gleitungen festgestellt. Das Angebot und dessen Kos-
ten sind überdies intransparent. Es besteht Handlungs-
bedarf innerhalb der Kantone und in deren Zusammen-
arbeit. Auch in diesem Bereich behält sich der Preis-
überwacher vor, nötigenfalls konkrete Empfehlungen an 
die Kantone zu richten. 
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II. AUSGEWÄHLTE THEMEN 
Nachfolgend wird eine Auswahl der wichtigsten im Ge-
schäftsjahr behandelten Themen vertieft dargestellt. 

 

1. Öffentlicher Verkehr: Allgemeine Tarifsenkungen 
sind ab Dezember 2020 möglich und auch nötig 

In den letzten Jahren haben regelmässige Tariferhöhun-
gen die Wahrnehmung des öffentlichen Verkehrs ge-
prägt. Während die Kilometerkosten im motorisierten 
Individualverkehr zwischen 1990 und 2016 (dem Jahr in 
dem die letzte diesbezügliche Analyse des Preisüberwa-
chers veröffentlicht worden ist) weniger stark als der 
Landesindex der Konsumentenpreise gestiegen sind, lag 
im Gegensatz dazu die Preisentwicklung im öffentlichen 
Verkehr weit über der Teuerung.1 Die Frage ist, wie der 
ÖV auf die wachsenden Kostenvorteile für den motori-
sierten Individualverkehr reagiert. 

1.1 Situation im Fernverkehr: Hohe Gewinne und 
umfangreiche Rückerstattungen an die Kundin-
nen und Kunden 

Der Fernverkehr operiert eigenwirtschaftlich, das heisst, 
er kommt ohne Subventionen aus. Der Preisüberwacher 
sorgt dafür, dass der Preis und in Folge auch der Ge-
winn in diesem Bereich nicht über das Angemessene 
hinausgeht. Bei einem zu hohen Gewinn könnte er über 
allgemeine Tarifsenkungen im nationalen Direkten Ver-
kehr eingreifen. Allerdings: Fern- und Regionalverkehr 
werden hier über dieselben Tarifansätze verrechnet. In 
der Vereinbarung für 2019 zwischen der SBB und dem 
Preisüberwacher mussten deshalb noch ungewollte 
Auswirkungen auf den subventionierten Regionalverkehr 
vermieden werden. Sämtliche Reisende, die im Besitz 
eines Halbtax-Abos waren, haben 2019 eine automati-
sche Gutschrift auf ihrem ÖV-Kundenkonto in Höhe von 
15 Franken erhalten sowie Gutscheine für Klassen-
wechsel. Inhaber eines Strecken-, Modul- und Ausflugs-
Abos bekamen einen Gutschein über 100 Franken zu-
geschickt. Die Gebühr von 10 Franken je GA-
Hinterlegung wurde definitiv abgeschafft. Zudem hat sich 
die SBB dazu verpflichtet, Sparbillette in grossem Um-
fang abzusetzen (100 Millionen an Einsparungen sollen 
diese verkauften Sparbillette 2019 einbringen). Um die-
ses Rabattziel (sowie dasjenige der im September 2019 
angekündigten zusätzlichen Sparbillettkontingente) zu 
erreichen, konnte die SBB jedoch noch nicht auf die 
Kooperation der grossen Verbünde zählen. 

                                                             
1 Der Landesindex der Konsumentenpreise stieg zwischen 1990 und 

2015 um 29.7%. Die Tarife für Einzelfahrten wurden im selben Zeit-
raum - also zwischen 1990 und 2016 - um über 50% teurer. Die 
Preissteigerungen von Retourfahrten sind unter anderem aufgrund 
der Abschaffung des Retourrabatts im Jahr 2004 im selben Zeitraum 
um über 80% teurer geworden. Auch die Tarife für das Halbtaxab-
onnement (ohne Treuepreis) und das Generalabonnement sind um 
ca. 70% bzw. 60% gestiegen. Vgl. 
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/stu
dien/Entwicklung%20der%20Fahrkosten%20im%20Strassen-
%20und%20Schienenverkehr.pdf.download.pdf/27_10_16%20Beric
ht%20Entwicklung%20Strasse%20Schiene_d.pdf 

2019 gestatteten die Verbünde der SBB nicht, Sparbillet-
te innerhalb ihres jeweiligen Verbundgebiets im Fernver-
kehr zu verkaufen. Das bedeutet, dass es im Fernver-
kehr beispielsweise zwischen Bern und Brunnen SZ 
günstige Sparbillette gibt, nicht jedoch für Reisende zwi-
schen Zürich und Brunnen SZ, da hier der Z-Pass als 
«Verbund der Verbünde» (hier: Schwyz/Zug–ZVV) das 
Billett ausgibt.2 Die Reisenden mit Zonenbillett des Ver-
bundes verkehren zwar auch zwischen Zürich und Brun-
nen mit einem Fernverkehrszug und sind in diesem über 
eine Stunde unterwegs, allerdings verlassen sie in die-
ser Zeit das ursprünglich für den klassischen Agglome-
rationsverkehr konzipierte Konstrukt des Verbundgebie-
tes nicht. 

Durch das Wachstum der Verbünde hat diese Ungleich-
behandlung an Bedeutung gewonnen. In einem Schrei-
ben vom Mai 2019 wies der Preisüberwacher alle Ver-
bünde auf das fehlende Angebot von Sparbilletten in-
nerhalb ihres jeweiligen Gebietes hin. Der Preisüberwa-
cher zählt nun vor allem auf diejenigen Verbünde, wel-
che inzwischen signalisiert haben, das Ansinnen vertief-
ter prüfen zu wollen. Er sucht in dieser Angelegenheit 
weiter den Dialog mit allen relevanten Akteuren für eine 
faire Lösung im Sinne der Kundinnen und Kunden. 

1.2 Situation im Regionalverkehr: Minderkosten und 
steigende Kostendeckungsgrade 

Nach Jahrzehnten der Preissteigerungen hat sich auch 
die finanzielle Lage im subventionierten Regionalverkehr 
merklich gebessert: 

• Der Trassenpreis wird gemäss Bundesratsbeschluss 
vom 13.11.20193 sinken. Die Kosten für die Trans-
portunternehmen im Personenverkehr sinken um 60 
Mio. Franken pro Jahr. Folgerichtig wäre, dass die 
Tarife diese Entwicklung nachvollziehen. Gleiches 
erwartet auch das BAV4. 

• Die Nutzerfinanzierung ist in den letzten Jahren - 
zum Teil auch politisch gewollt - stetig gestiegen. 
Während die Kunden immer mehr pro Personenki-
lometer bezahlen, gilt für die Subventionsgeber das 
Gegenteil. Von Einsparungen durch Effizienzan-
strengungen und steigender Nachfrage profitierten 
bisher nur die Subventionsgeber, nicht aber die 
Kundinnen und Kunden.  

• 2014 haben ungedeckte Kosten im Regionalverkehr 
zu einer rund 3%-igen Tariferhöhung geführt. Die 

                                                             
2 Vgl. dazu auch den Kolumnenbeitrag von Stefan Meierhans vom 11. 

Februar 2019 im Blick: https://www.blick.ch/meinung/kolumnen/m-
prix-stefan-meierhans-kaempft-fuer-konsumenten-ueberfaellig-
sparbillette-in-den-verbuenden-
id15156753.html?utm_medium=email&utm_campaign=share-
button&utm_source=transactional. 

3 
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilunge
n/bundesrat.msg-id-77052.html 

4 https://www.bav.admin.ch/dam/bav/de/dokumente/aktuell-
startseite/vernehmlassungen/trassenpreisrevision-
2021/erlaeuternder-bericht-nzv-nzv-
bav.pdf.download.pdf/TP2021_%C3%B6ff_Konsultation_-
_erl%C3%A4uternder_Bericht_DE.pdf 

https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/Entwicklung%20der%20Fahrkosten%20im%20Strassen-%20und%20Schienenverkehr.pdf.download.pdf/27_10_16%20Bericht%20Entwicklung%20Strasse%20Schiene_d.pdf
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/Entwicklung%20der%20Fahrkosten%20im%20Strassen-%20und%20Schienenverkehr.pdf.download.pdf/27_10_16%20Bericht%20Entwicklung%20Strasse%20Schiene_d.pdf
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/Entwicklung%20der%20Fahrkosten%20im%20Strassen-%20und%20Schienenverkehr.pdf.download.pdf/27_10_16%20Bericht%20Entwicklung%20Strasse%20Schiene_d.pdf
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/Entwicklung%20der%20Fahrkosten%20im%20Strassen-%20und%20Schienenverkehr.pdf.download.pdf/27_10_16%20Bericht%20Entwicklung%20Strasse%20Schiene_d.pdf
https://www.blick.ch/meinung/kolumnen/m-prix-stefan-meierhans-kaempft-fuer-konsumenten-ueberfaellig-sparbillette-in-den-verbuenden-id15156753.html?utm_medium=email&utm_campaign=share-button&utm_source=transactional
https://www.blick.ch/meinung/kolumnen/m-prix-stefan-meierhans-kaempft-fuer-konsumenten-ueberfaellig-sparbillette-in-den-verbuenden-id15156753.html?utm_medium=email&utm_campaign=share-button&utm_source=transactional
https://www.blick.ch/meinung/kolumnen/m-prix-stefan-meierhans-kaempft-fuer-konsumenten-ueberfaellig-sparbillette-in-den-verbuenden-id15156753.html?utm_medium=email&utm_campaign=share-button&utm_source=transactional
https://www.blick.ch/meinung/kolumnen/m-prix-stefan-meierhans-kaempft-fuer-konsumenten-ueberfaellig-sparbillette-in-den-verbuenden-id15156753.html?utm_medium=email&utm_campaign=share-button&utm_source=transactional
https://www.blick.ch/meinung/kolumnen/m-prix-stefan-meierhans-kaempft-fuer-konsumenten-ueberfaellig-sparbillette-in-den-verbuenden-id15156753.html?utm_medium=email&utm_campaign=share-button&utm_source=transactional
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen/bundesrat.msg-id-77052.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen/bundesrat.msg-id-77052.html
https://www.bav.admin.ch/dam/bav/de/dokumente/aktuell-startseite/vernehmlassungen/trassenpreisrevision-2021/erlaeuternder-bericht-nzv-nzv-bav.pdf.download.pdf/TP2021_%C3%B6ff_Konsultation_-_erl%C3%A4uternder_Bericht_DE.pdf
https://www.bav.admin.ch/dam/bav/de/dokumente/aktuell-startseite/vernehmlassungen/trassenpreisrevision-2021/erlaeuternder-bericht-nzv-nzv-bav.pdf.download.pdf/TP2021_%C3%B6ff_Konsultation_-_erl%C3%A4uternder_Bericht_DE.pdf
https://www.bav.admin.ch/dam/bav/de/dokumente/aktuell-startseite/vernehmlassungen/trassenpreisrevision-2021/erlaeuternder-bericht-nzv-nzv-bav.pdf.download.pdf/TP2021_%C3%B6ff_Konsultation_-_erl%C3%A4uternder_Bericht_DE.pdf
https://www.bav.admin.ch/dam/bav/de/dokumente/aktuell-startseite/vernehmlassungen/trassenpreisrevision-2021/erlaeuternder-bericht-nzv-nzv-bav.pdf.download.pdf/TP2021_%C3%B6ff_Konsultation_-_erl%C3%A4uternder_Bericht_DE.pdf
https://www.bav.admin.ch/dam/bav/de/dokumente/aktuell-startseite/vernehmlassungen/trassenpreisrevision-2021/erlaeuternder-bericht-nzv-nzv-bav.pdf.download.pdf/TP2021_%C3%B6ff_Konsultation_-_erl%C3%A4uternder_Bericht_DE.pdf
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Abgeltungslücke mussten die Kundinnen und Kun-
den finanzieren. Obwohl es sich herausstellte, dass 
die vermeintliche Lücke nicht so gross war, wie an-
genommen, wurden die Tarife nicht wieder nach un-
ten korrigiert. Die Tarifmassnahme wirkt bis heute 
nach und sollte schnellstmöglich gemäss den Reali-
täten korrigiert werden.  

• 2018 hatten zahlreiche Verbünde beschlossen, die 
Senkung des Mehrwertsteuersatzes nicht an die 
Kundinnen und Kunden weiterzugeben. Während 
der nationale Direkte Verkehr die Streckenbillettprei-
se um 1% senkte, wurde sie von den Verbünden 
grossmehrheitlich als versteckte Tariferhöhung ein-
behalten. Daraus resultiert eine Bringschuld der 
Verbünde in Millionenhöhe.  

• Der Wegfall der sogenannten Einnahmenausfalls-
entschädigung in den Verbünden gibt den Kantonen 
finanziellen Spielraum in Millionenhöhe. 

• Mit der Konzessionsvergabe wird unter dem Strich 
eine defizitäre Linie im Regionalverkehr zur Fernver-
kehrslinie aufgewertet. Gesamthaft werden Abgel-
tungen eingespart, was weiteren finanziellen Spiel-
raum für die Kantone bedeutet. 

Es sprechen also verschiedene, gewichtige Gründe für 
Tarifsenkungen im Fern- und Regionalverkehr per De-
zember 2020. 
 

2. Öffentlicher Verkehr: Eine einheitliche und kun-
denfreundliche Grundlage der Preisberechnung 
im gesamten öffentlichen Verkehr tut not 

Der Preisüberwacher verweist seit Jahren auf die Prob-
leme der verschiedenen Tarifsysteme. Das Bundesamt 
für Verkehr hat nun ebenfalls klargestellt, dass eine ein-
heitliche, kundenfreundliche und effiziente nationale 
Grundlage zur Preisberechnung im gesamten öffentli-
chen Verkehr (ÖV) zeitnah (2025) umgesetzt werden 
muss. Auch setzen die zukünftig zu erwartenden Ent-
wicklungen dem bisherigen Muster steter Preiserhöhun-
gen Grenzen. 

2.1 Ruf nach Vereinheitlichung des Tarifsystems 

Das Mit- und Nebeneinander von Streckentarifen im 
direkten Verkehr und verschiedenen Verbundstarifen hat 
in den letzten Jahren immer wieder für Unmut und Un-
verständnis in der Bevölkerung gesorgt. Infolge dessen 
nahmen die weit über 200 Meldungen zum öffentlichen 
Verkehr 2019 wieder einen Spitzenplatz bei den Publi-
kumsmeldungen an den Preisüberwacher ein. Dabei 
zeigte sich auch, dass die komplexen Strukturen des 
ÖV-Systems oft nur unzureichend bekannt sind. Der 
Preisüberwacher hat deshalb im Mai 2019 ein Hinter-
grundpapier5 veröffentlicht, indem er auch anhand von 

                                                             
5 Anhang mit dem Titel «Wie funktioniert der ÖV» unter dem Blogbei-

trag «Sind die GA-Diskussionen bloss eine Rauchpetarde?» vom 
23.05.2019; abrufbar unter: 

Beispielen aus seiner Arbeit aufzeigt, wie der öffentliche 
Verkehr in der Schweiz organisiert ist und wo es gemäss 
seinen Erfahrungen die meisten Schwierigkeiten gibt. 
Damit sollten insbesondere die Stimme und der Blick-
winkel der Kundschaft - gerade im Hinblick auf Tarifin-
konsistenzen – zu Wort kommen.  

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) sieht ebenfalls Hand-
lungsbedarf bei den Tarifsystemen. Es hat die Beteilig-
ten im Sommer 2019 aufgefordert, diese zu vereinheitli-
chen. Die neue Branchenorganisation wurde aus diesem 
Grund nur provisorisch genehmigt. Für die definitive 
Genehmigung soll erst klar sein, wie eine nationale Ver-
einheitlichung der Tarifsysteme umgesetzt werden wird. 

Gemäss BAV sind - zumindest theoretisch - folgende 
vier Varianten denkbar: 

1) Das heutige System wird so überarbeitet, dass die 
bisherigen Probleme eliminiert werden. 

2) Das Streckenmodell für das gesamte Land.  

3) Das Zonenmodell für das gesamte Land.  

4) Ein völlig neues System. 

Die Vereinheitlichung wird zu tiefgreifenden Verände-
rungen für das bisherige duale öV-System - bestehend 
aus dem direkten Verkehr und den Verbünden - führen. 
Der Preisüberwacher beabsichtigt, diesen Prozess und 
seine preislichen Auswirkungen auf die Kunden aktiv zu 
begleiten. Dabei wird er darauf drängen, dass die Inte-
ressen der Kundinnen und Kunden das Hauptkriterium 
der neuen Lösung bilden und Optimierungsbestrebun-
gen der jeweiligen Interessenvertreter dieses Anliegen 
gebührend berücksichtigen. Die neue Gesamtlösung 
muss sich aus Sicht des Preisüberwachers auf drei Eck-
punkte konzentrieren: die Kundenbedürfnisse, die neuen 
technischen Möglichkeiten und die Finanzierung. 

2.2 Handlungsbedarf für ein künftiges Tarifsystem 
Abgestützt auf zahlreiche Publikumsmeldungen und 
vergangene Verhandlungen mit der Branche, ergeben 
sich verschiedene Aspekte, welche sich mit einer neuen 
Lösung verbessern müssten. Namentlich zu nennen sind 
die nachfolgenden Problembereiche: Preisinkonsistenz 
und -intransparenz, die fehlende Weitergabe von Effizi-
enzgewinnen, die zunehmende Kostenbeteiligung der 
Kundinnen und Kunden sowie das starke Bedürfnis nach 
Glaubwürdigkeit, um Akzeptanz für das automatische 
Ticketing zu schaffen. 

                                                                                                           

https://blog.preisueberwacher.ch/file.axd?file=/Wie%20funktioniert%
20der%20öV.pdf. 

https://blog.preisueberwacher.ch/post/2019/05/29/sind-die-ga-diskussionen-bloss-eine-rauchpetarde
https://blog.preisueberwacher.ch/file.axd?file=/Wie%20funktioniert%20der%20%C3%B6V.pdf
https://blog.preisueberwacher.ch/file.axd?file=/Wie%20funktioniert%20der%20%C3%B6V.pdf
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2.2.1 Problematische Preisintransparenzen und –
inkonsistenzen 

Durch das rasante Verbundwachstum nahm die Anzahl 
der Probleme und ihre Auswirkungen auf die Kunden zu. 
Die Problemfelder liegen vor allem in der Preisgestal-
tung in Überlappungszonen zwischen zwei Verbünden 
bzw. der Preisgestaltung an Verbundgrenzen. Weitere 
Probleme sind Zonen ohne Haltestellen, Zonen, die tarif-
lich doppelt gezählt werden, unterschiedliche Regelun-
gen für Kurzstreckenzonen, längere Strecken, die weni-
ger kosten als kürzere u.v.m. In der Konsequenz fahren 
versierte öV-Nutzer oftmals günstiger als durchschnittli-
che Nutzer. Da bislang Sparbillette innerhalb der Ver-
bünde und Verbundskooperationen nicht angeboten 
werden, kann dies die optimale Billettwahl noch zusätz-
lich erschweren. Aus Sicht des Preisüberwachers sind 
zuggebundene Vergünstigungen auf Fernverkehrszügen 
auch innerhalb der Verbünde sinnvoll und kein Wider-
spruch zur geforderten Preiskonsistenz: Der kosten-
günstige Verkaufskanal, die frühzeitige Buchung und der 
Verlust an Flexibilität durch die Bindung an einen Zug, 
das Ausweichen auf Zeiten mit tiefer Belegung, all diese 
Faktoren rechtfertigen einen Preisnachlass. 

2.2.2 Keine Weitergabe von Effizienzgewinnen 

Gute Preis-/Leistungsverhältnisse setzen voraus, dass 
sich das Angebot am Bedarf und an den Bedürfnissen 
der Kunden orientiert und die technischen Möglichkeiten 
zum Vorteil Letzterer eingesetzt werden. Die techni-
schen Möglichkeiten, namentlich Apps, generieren Vor-
teile - für Kunden und öV-Unternehmen. Das Kostenein-
sparpotential ist immens, da viele Prozesse vollautoma-
tisch bzw. vom Kunden gesteuert ablaufen. Der Preis-
überwacher geht davon aus, dass sich der Trend, öV-
Billette zunehmend online als E-Ticket zu kaufen, künftig 
weiter verstärkt. Diese Entwicklung sollte mittelfristig zu 
Kostensenkungen führen – im Regional- und im Fern-
verkehr. Können teure Absatzkanäle immer mehr ersetzt 
werden, so muss sich dies auch für die Kunden rechnen. 

Der Preisüberwacher stellt jedoch fest, dass die Kunden 
im gesamten öV bislang keine preislichen Vorteile durch 
diese Entwicklungen spüren. So kam es beispielsweise 
beim Halbtax bisher nicht zu einer Weitergabe von Effi-
zienzvorteilen, obwohl die Umstellung auf den 
SwissPass zu Vereinfachungen und Effizienzgewinnen 
geführt haben dürfte. 

Die Preise für die Kundinnen und Kunden wurden immer 
wieder erhöht. Bei den Kosten im Regionalverkehr hin-
gegen zeigt sich Konstanz. Die Betriebskosten im öffent-
lichen Regionalverkehr verlaufen mehr oder weniger 
linear zum Angebotsausbau. So schreibt Economiesuis-
se6: «Mit zunehmenden Fahrgastzahlen und einer stei-
genden Anzahl Personenkilometer wäre zu erwarten, 
dass die Vollkosten pro Personenkilometer über die Zeit 
abnehmen.» Economiesuisse macht in ihrer Marktbe-
                                                             
6 Dossier 10/19 von Economiesuisse vom 23.05.2019 mit dem Titel 

«öffentlicher Regionalverkehr – Chance für marktorientierte Reform 
nutzen!», abrufbar unter: https://www.economiesuisse.ch/de/dossier-
politik/oeffentlicher-regionalverkehr-chance-fuer-marktorientierte-
reform-nutzen. 

obachtung zwei mögliche Gründe für das Ausbleiben 
von Kostensenkungen aus: Der öffentliche Regionalver-
kehr schafft es entweder nicht, sein Kosten-Nutzen-
Verhältnis nachhaltig zu verbessern oder die erzielten 
Verbesserungen versickern im System. 

2.2.3 Steigende Nutzerfinanzierung im Regional-
verkehr 

Der Trend zur zunehmenden Nutzerfinanzierung im Re-
gionalverkehr ist offensichtlich. Die Tarife im gesamten 
ÖV sind in der Vergangenheit kontinuierlich gestiegen. 

Die Preiserhöhungen der Vergangenheit wurden häufig 
mit dem Angebotsausbau begründet. Der Preisüberwa-
cher ist skeptisch. Auch ein Angebotsausbau, so er denn 
auf einer ausreichend grossen Nachfrage basiert, kann 
nach einer Einführungsphase zu einem grossen Teil 
durch die Nutzer finanziert werden. Solange ein Ange-
botsausbau auf einer potenziellen Nachfrage basiert und 
weniger regionalpolitischen Wünschen entspringt, ist der 
Zusammenhang zwischen Angebotsausbau und anhal-
tendem Preisanstieg nicht zwingend.  

Auch wenn gesamthaft betrachtet, die öffentliche Hand 
ihre Finanzierung mit dem steigenden Angebot erhöht 
hat, hat diese mit dem steten Ausbau nicht Schritt gehal-
ten: Die Abgeltungen der öffentlichen Hand sind pro 
Personenkilometer gesunken. Die Kunden zahlen im 
Regionalverkehr einen immer grösseren Anteil ihrer 
Fahrten. Das ist sicher kein Dauerrezept. 

2.2.4 Schaffung von Akzeptanz für das zukünftige 
Ticketing 

Es gilt als sicher, dass die technologische Entwicklung 
gerade beim Ticketing eine wichtige Rolle in der Zukunft 
des öVs spielen werden. Der Vorteil ist, dass grosse 
Systeme mit vielen Parametern einfach handhabbar 
werden. Die Grundlagen existieren bereits. Die Branche 
hat viel Basisarbeit und grosse Beträge in die neu ge-
schaffene Plattform investiert. Die heutigen Apps verfü-
gen - gemessen an ihrem Potential – zwar erst über 
Basisfunktionen. Flächendeckende best-price-
Funktionen wären der nächste naheliegende Schritt. Ein 
grosses Potential liegt im Abonnement-Bereich. Hier 
sind Lösungen möglich, die zu mehr Preisgerechtigkeit 
führen und gleichzeitig eine Abkehr von der heutigen 
Vorfinanzierung darstellen. Die Frage, ob sich ein Abo 
rechnet, oder welches Billett am günstigsten ist, klärt 
vermutlich inskünftig das System anhand der effektiven 
Nutzung. Der Nutzen für die Kundschaft ist offensicht-
lich. Fraglich ist, ob die Branche bereit ist, solche Lö-
sungen auch zeitnah umzusetzen. Die Akzeptanz und 
Glaubwürdigkeit des öffentlichen Verkehrs und seiner 
Preise, wird auch davon abhängen, ob die Nutzer künftig 
in der Lage sein werden, den (Normal-) Preis ihrer Reise 
abzuschätzen bzw. nachzuvollziehen. Nur, wenn sie 
beurteilen können, ob die Technik «richtig» funktioniert, 
werden sie Vertrauen zu diesem Kanal entwickeln und 
ihn nutzen wollen. 

https://www.economiesuisse.ch/de/dossier-politik/oeffentlicher-regionalverkehr-chance-fuer-marktorientierte-reform-nutzen
https://www.economiesuisse.ch/de/dossier-politik/oeffentlicher-regionalverkehr-chance-fuer-marktorientierte-reform-nutzen
https://www.economiesuisse.ch/de/dossier-politik/oeffentlicher-regionalverkehr-chance-fuer-marktorientierte-reform-nutzen
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2.3 Fazit: Den Anschluss nicht verpassen 

Zukunftsszenarien für die Mobilitätsentwicklung sehen 
schon in wenigen Jahren neue – selbstfahrende - 
Transportmittel, die den gesamten Verkehr nachhaltig 
verändern werden. Diese Transportmittel können Teil 
des öffentlichen oder auch Teil des Individualverkehrs 
sein. Will der öV zukünftig seine Bedeutung behalten 
bzw. ausbauen, wird er potentiell mit starkem Wettbe-
werb gerade in preislicher Hinsicht rechnen müssen. 
Eine Weichenstellung muss deshalb bereits heute erfol-
gen. Angebote mit gutem Preis-Leistungsverhältnis wer-
den essentiell sein. Im Rahmen einer weitsichtigen Zu-
kunftsplanung werden die Bedürfnisse der Besteller, der 
Transportunternehmen und der Verbünde die Zahlungs-
bereitschaft des künftigen Kunden nicht ignorieren kön-
nen. 
 
3. Schweizerische Post - Brief- und Paketpost und 

Zahlungsverkehr 
Der Preisüberwacher einigte sich mit der Schweizeri-
schen Post AG auf Brief- und Paketpreise für 2020 sowie 
auf ein zusätzliches Massnahmenpaket. Mit der PostFi-
nance AG einigte sich der Preisüberwacher auf eine 
Begrenzung der Erhöhung der Schaltereinzahlungsge-
bühren. Klärungsbedarf besteht bezüglich der künftigen 
Grundversorgung. 

3.1 Einvernehmliche Regelungen 2019 
Die Automatisierung beim Brief- und Paket-
Verarbeitungsprozess hat nicht nur auf die Qualität posi-
tive Auswirkungen. Solche Fortschritte sind in der Regel 
auch mit Kosteneinsparungen verbunden. Der Preis-
überwacher setzt sich dafür ein, dass solch kosteneffizi-
ente Kanäle verstärkt genutzt werden. Er verlangt jedoch 
auch, dass die Kundinnen und Kunden von den entspre-
chenden Minderkosten mitprofitieren. Gerade bei 
marktmächtigen Unternehmen ist dies keine Selbstver-
ständlichkeit. 

Ein Beispiel für die Bemühungen des Preisüberwachers 
in diesem Bereich sind die 2019 ausgehandelten Ver-
günstigungen für Privatkunden bei online-etikettierten 
Paketen innerhalb der Schweiz. Wenn Kundinnen und 
Kunden Paketetiketten selber ausfüllen, bezahlen und 
ausdrucken, dann soll sich dies für sie rechnen. Mit der 
Post wurde vor diesem Hintergrund vereinbart, dass 
Privatkundinnen und -kunden im Jahr 2020 Rabatte von 
1.50 Franken bei Paketen bis zu einem Gewicht von 
10 Kilogramm und 3.00 Franken bei Paketen zwischen 
10 und 30 Kilogramm erhalten. Die online-etikettierten 
und -frankierten Pakete aber auch alle über MyPost24 
Automaten adressierten und/oder aufgegebenen Pakete 
kommen damit in den Genuss von Rabatten in Höhe von 
durchschnittlich knapp 20 Prozent.7 Auch die Einführung 
                                                             
7 Kundinnen und Kunden müssen sich dazu auf der Website der Post 

einloggen, Etiketten erstellen, bezahlen und auf gewöhnlichem Pa-
pier ausdrucken. Die Etikette wird anschliessend ausgeschnitten 
und einfach aufgeklebt. Pakete mit Online-Etikette können in jeder 
Poststelle, regulär am Schalter oder in den Agenturen aufgegeben 
werden. Für die Erstellung der Etikette und Aufgabe oder nur für die 

eines Zuschlags von 3.00 Franken für die Datenerfas-
sung (EAD – Electronic Advance Data) am Postschalter 
(analog der bestehenden Frachtbrieferfassung am 
Schalter) entfällt, sofern die Daten via die Onlinedienste 
«WebStamp» oder «Begleitpapiere Briefe International» 
vorerfasst werden.  

Auf die ursprünglich von der Post vorgesehene Preis-
harmonisierung bei Geschäftskundenpaketen national 
mit publizierten Listenpreisen wurde grundsätzlich ver-
zichtet. Bereinigt worden ist jedoch das Rabattsystem. 
Der Listenpreis PostPac Priority für Geschäftskunden 
bei Paketen zwischen 2 und 5 Kilogramm wurde um 
rund 3% von 10.21 Franken auf 9.90 Franken [jeweils 
exkl. MWST] gesenkt. 

Der Zahlungsverkehr gehört zur Grundversorgung, den 
die Post in der Schweiz sicherstellen muss. Für die 
Preisgestaltung hat sie sich unter anderem an den 
Grundsatz der Kostendeckung zu halten. Angesichts des 
Strukturwandels und zunehmender Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs via Internet, haben die Kosten im Falle 
von Schaltereinzahlungen – gerechnet pro Zahlungsvor-
gang – markant zugenommen. Dieser Entwicklung muss 
preisseitig Rechnung getragen werden. Dabei sind 
Preissteigerungen leider unausweichlich.  

Im September 2019 hat die PostFinance AG (PostFi-
nance) den Preisüberwacher über ihre Absicht, die 
Schaltereinzahlungsgebühren im zweiten Halbjahr 2020 
um ca. 50% zu erhöhen, informiert. Nach Verhandlun-
gen konnten sich PostFinance und der Preisüberwacher 
auf eine Begrenzung der Preiserhöhung auf ein Niveau 
einigen, welches gut 30% über der aktuell gültigen Ge-
bühr liegt. Vor dem Hintergrund der gesetzlichen Vorla-
gen erachtet der Preisüberwacher diese Anpassung als 
unbedenklich. Im Vergleich zur Ausgangsposition von 
PostFinance bedeutet diese Einigung für die Rech-
nungssteller über die Dauer der einvernehmlichen Rege-
lung eine Bruttoeinsparung zwischen 50 und 60 Mio. 
Schweizer Franken8. 

3.2 Positive Ergebnisse 2018 
Die Schweizerische Post erzielte 2018 in vielen Berei-
chen gute Ergebnisse.9 So fiel das Ergebnis im postali-
schen Bereich im Geschäftsjahr 201810 durchaus positiv 
aus. Das Betriebsergebnis bei PostMail konnte dank 
Effizienzanstrengungen gesteigert werden. PostMail 
lieferte 2018 den grössten Beitrag zum Gesamtergebnis. 
Die Bereinigung des Poststellennetzes zeigte offenbar 
Wirkung. Das Defizit bei PostNetz ist 2018 um 65 Millio-
nen Franken zurückgegangen. PostLogistics profitierte 

                                                                                                           

Aufgabe des bereits online-frankierten Pakets kann alternativ auch 
ein MyPost24 Automat genutzt werden. 

8 Die einvernehmliche Regelung kann auf der Website des Preis-
überwachers abgerufen werden: www.preisueberwacher.admin.ch > 
Dokumentation > Publikationen > Einvernehmliche Regelungen. 

9 https://www.post.ch/de/ueber-uns/aktuell/news/2019/trotz-tieferem-
ergebnis-post-in-anspruchsvollem-umfeld-gut-unterwegs. 

10 Ergebnis vor Transferleistungen wie dem Nettokostenausgleich, 
Management- und Licencefees. Die Geschäftszahlen 2019 liegen 
bei Redaktionsschluss dieses Jahresberichts noch nicht vor.  

http://www.preisueberwacher.admin.ch/
https://www.post.ch/de/ueber-uns/aktuell/news/2019/trotz-tieferem-ergebnis-post-in-anspruchsvollem-umfeld-gut-unterwegs
https://www.post.ch/de/ueber-uns/aktuell/news/2019/trotz-tieferem-ergebnis-post-in-anspruchsvollem-umfeld-gut-unterwegs
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zudem von einem grossen Mengenwachstum bei den 
transportierten Paketen. 

3.3 Grundversorgungsauftrag 
Insgesamt ist der in den Grundversorgungsbereichen 
generierte Umsatz der Schweizerischen Post 2018 im 
Vergleich zu 2017 nahezu konstant geblieben. Das 
Wachstum bei den Paketen bis 20 kg konnte die Reduk-
tion bei den Briefen und den Zeitungen ausgleichen.11 
Dies ist bedeutsam, da die Schweizerische Post und ihre 
Konzerngesellschaften die Grundversorgung aus eige-
nen Mitteln finanzieren müssen. Mit diesen Entwicklun-
gen steht die Schweizerische Post im internationalen 
Vergleich gesamthaft betrachtet gut da. Unbestrittenen 
ist jedoch, dass weniger adressierte Briefe versendet und 
Zahlungen immer öfter bargeldlos abgewickelt werden. 
Dies ist ein internationales Phänomen: Die deutsche 
Bundesregierung erwägt deshalb, der Deutschen Post zu 
erlauben, ihre Briefzustellung an Montagen einzustel-
len.12 Die nordischen Länder haben ihre Vorgaben sogar 
noch stärker gelockert.13 Die Schweiz hat sich hier für 
einen anderen Weg entschieden. Mit der Teilrevision der 
Postverordnung hat der Bundesrat die Vorgaben für die 
Erreichbarkeit von Poststellen und Postagenturen per 1. 
Januar 2019 sogar noch erhöht: Die Post muss neu in 
jedem Kanton den Zugang für einen Bevölkerungsanteil 
von 90 Prozent gewährleisten. Auch in den Städten und 
Agglomerationen wurden die Vorgaben verschärft. 

3.4 Preisanpassungen als letzte Ausflucht 
Die Post denkt seit Jahren laut über eine Anpassung des 
A- und B-Post Portos nach. Mit den Zusatzanforderun-
gen an die Grundversorgung wird der Ruf nach höheren 
Porto-Preisen vermutlich lauter. Dazu ist grundsätzlich 
anzumerken, dass Preiserhöhungen in Zeiten, in denen 
die Briefpost zunehmend durch elektronische Post er-
setzt wird, die letzte Ausflucht sein sollten. Die Post sel-
ber wünscht: «Damit der postalische Service public nicht 
im Status Quo verharrt, ist es aus Sicht der Post wichtig, 
eine breite Diskussion über die künftige Ausgestaltung 
und Finanzierung der Grundversorgung zu führen.»14 
Diese Diskussion um die Zukunft der Grundversorgung 
sollte die freiwillige Übererfüllung ebenso thematisieren 
wie die Ausgleichszahlungen zwischen den Konzernbe-
reichen der Post CH AG mit PostMail und PostLogistics 
auf der einen Seite und der PostFinance AG auf der an-
derer Seite. Andererseits stellt Kostentransparenz eine 
entscheidende Voraussetzung dar, um richtige und effek-
tive Massnahmen umzusetzen. 

                                                             
11 PostCom Jahresbericht 2018, Seite 9. Abrufbar unter 

https://www.postcom.admin.ch/inhalte/PDF/Jahresberichte/WEB_01
2-POC-1901_TB2018_210x297_DE_RZ.pdf. 

12 https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/post-brief-montag-
1.4553321 /. 

13 https://www.nzz.ch/meinung/post-schweiz-reformen-waeren-
dringend-ld.1469145. 

14 https://www.post.ch/de/ueber-uns/portraet/post-und-politik/service-
public-fuer-die-schweiz. 

• Preise erst erhöhen, wenn der Spielraum konse-
quent ausgenutzt ist: Nicht nur entrichtet die Post 
auf Briefen des reservierten Dienstes (mit einem Be-
triebsertrag von rund 1.1 Mrd. CHF)15 freiwillig 
Mehrwertsteuer.16 Die Post nutzt auch bei der 
Grundversorgung ihren gesetzlichen Spielraum noch 
nicht vollständig aus. Dies sollte ihr gestattet sein, 
bevor Preise erhöht werden. Die Interpretation der 
Erreichbarkeit als Minimal- statt als Zielvorgabe 
bläht die Kosten der Grundversorgung auf. 2018 
konnten 94 % der ständigen Wohnbevölkerung in-
nerhalb von 20 Minuten zu Fuss oder mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln eine Poststelle oder eine 
Agentur erreichen, gesetzlich vorgegeben sind 
90 %. In Gebieten mit Hausservice, wo für die be-
troffenen Haushalte ein Erreichbarkeitswert von 
30 Minuten gilt, wurde dieser Wert gar für 96 % der 
Bevölkerung eingehalten. Beim Zugang zu den 
Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs verhält es 
sich ähnlich. Wie gross das daraus resultierende 
Einsparpotenzial wäre, kann gegenwärtig nicht bezif-
fert werden. Es ist fraglich, ob die per 1.1.2019 ver-
schärften Vorgaben am Grundsatz der freiwilligen 
Übererfüllung etwas geändert haben. Das wird sich 
jedoch spätestens mit Vorliegen der neusten Zahlen 
für das Jahr 2019 zeigen 

• Undifferenzierte Globalbetrachtung und Aus-
gleichszahlungen: Bislang fehlen Angaben über 
Kosten und Nutzen der einzelnen Grundversor-
gungsaufträge. Die Postgesetzgebung definiert die 
durch die Verpflichtung zur Grundversorgung anfal-
lenden Mehrkosten als „Nettokosten“.17 Die Schwei-
zerische Post ist zwar verpflichtet, jedes Jahr die 
Nettokosten der Verpflichtung zur Grundversorgung 
im Total auszuweisen. Nicht bekannt ist heute, wie 
sich die tatsächlichen Kosten des (gesamten) 
Grundversorgungsauftrags auf die einzelnen Vorga-
ben (innerhalb des gesamten Grundversorgungsauf-
trages) verteilen. Es wäre aus Sicht des Preisüber-
wachers angebracht, wenn im Rahmen der zweiten 
Evaluation des Postgesetzes beschlossen würde, 
diese Kosten getrennt zu beziffern. Ein guter Anfang 
wäre es, die Nettokosten der postalisch-logistischen 
Grundversorgung für Briefe, Zeitungen und Pakete 
und die Nettokosten der Grundversorgung im Zah-
lungsverkehr separat auszuweisen.  

In einem nächsten Schritt müsste diskutiert werden, 
ob konsequenterweise auch die Finanzierung für 
diese Bereiche separat zu regeln ist. 2015 flossen 
als sogenannter Nettokostenausgleich 126 Millionen 
Franken an PostFinance AG. Damit sollte dieser er-
möglicht werden, den mit der FINMA vereinbarten 
Kapitalaufbaupfad (vgl. Verfügung der FINMA vom 

                                                             
15 Finanzbericht Post 2018, Seite 28, abrufbar unter: 

https://geschaeftsbericht.post.ch/18/ar/app/uploads/DE_Post_Finan
zbericht_2018.pdf. 

16 Vgl. Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuergesetz, 
MWSTG, SR 641.20), Artikel 21 Abs. 2 Ziffer 1. 

17 https://www.postcom.admin.ch/de/grundversorgung/finanzierung-
der-grundversorgung/. 

https://www.postcom.admin.ch/inhalte/PDF/Jahresberichte/WEB_012-POC-1901_TB2018_210x297_DE_RZ.pdf
https://www.postcom.admin.ch/inhalte/PDF/Jahresberichte/WEB_012-POC-1901_TB2018_210x297_DE_RZ.pdf
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/post-brief-montag-1.4553321%20/
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/post-brief-montag-1.4553321%20/
https://www.nzz.ch/meinung/post-schweiz-reformen-waeren-dringend-ld.1469145
https://www.nzz.ch/meinung/post-schweiz-reformen-waeren-dringend-ld.1469145
https://www.post.ch/de/ueber-uns/portraet/post-und-politik/service-public-fuer-die-schweiz
https://www.post.ch/de/ueber-uns/portraet/post-und-politik/service-public-fuer-die-schweiz
https://geschaeftsbericht.post.ch/18/ar/app/uploads/DE_Post_Finanzbericht_2018.pdf
https://geschaeftsbericht.post.ch/18/ar/app/uploads/DE_Post_Finanzbericht_2018.pdf
https://www.postcom.admin.ch/de/grundversorgung/finanzierung-der-grundversorgung/
https://www.postcom.admin.ch/de/grundversorgung/finanzierung-der-grundversorgung/
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6. Dezember 2012) einzuhalten.18 2018 waren es 
noch 85 Millionen Franken, welche in Form eines 
Nettokostenausgleichs von der Konzerngesellschaft 
mit den postalischen Diensten (Post CH AG) hin zur 
Konzerngesellschaft PostFinance AG flossen. Pake-
te und Briefe haben also den Kapitalaufbau von 
PostFinance AG stark mitfinanziert. Wenn die Post 
CH AG und PostFinance AG die Kosten ihrer jewei-
ligen Grundversorgung selber tragen müssten, könn-
ten die Stellschrauben zielgerichteter gedreht und 
Handlungsbedarf klarer ausgemacht werden. Kos-
tensparende Massnahmen werden am besten dann 
akzeptiert, wenn die Konsumentin und der Konsu-
ment von solchen Massnahmen auch preislich mit-
profitieren. Im Fall einer Beschränkung des Netto-
kostenausgleichs auf Transfers innerhalb der jewei-
ligen Konzerngesellschaft könnte die Akzeptanz für 
unliebsame Entscheide wie die Netzbereinigung 
vermutlich mit preislichen Massnahmen gefördert 
werden. 

 

4. Elektrizität 
Ende September 2019 kündete der Bundesrat an, dass 
er den Strommarkt auch für Haushalte und Gewerbe-
kunden mit einem Jahresverbrauch von weniger als 100 
MWh öffnen will. Der Preisüberwacher begrüsst diesen 
Schritt, hält aber fest, dass die Endverbraucher mit klei-
nem Konsum weiterhin einen Schutz vor preislichen 
Diskriminierungen benötigen. Die Stadt Luzern hat den 
Preisüberwacher zu den neuen Konzessionsverträgen 
mit Energieversorgungsunternehmen konsultiert. Er 
empfahl auf die Erhebung einer Konzessionsgebühr für 
die Nutzung von öffentlichem Grund und Boden für 
elektrische Verteilnetze zu verzichten. 

4.1 Revision Stromversorgungsgesetz 
Am 27. September 2019 hat der Bundesrat bekräftigt, 
dass er an der Öffnung des Strommarktes für alle End-
kunden festhalten will. Dieser Schritt war Kernstück der 
Teilrevision des Stromversorgungsgesetzes, die der 
Bundesrat am 17. Oktober 2018 in die Vernehmlassung 
geschickt hat. Stimmt das Parlament und im Falle eines 
Referendums das Volk der Gesetzesrevision zu, wird es 
künftig auch den Haushalten und kleineren Gewerbe-
kunden möglich sein, ihren Anbieter für die elektrische 
Energie frei zu wählen. 

Als wettbewerbspolitisch orientierte Behörde begrüsst 
der Preisüberwacher diesen Schritt. Die freie Wahl des 
Energielieferanten dürfte zu einer grösseren Auswahl an 
Angeboten führen, die sich darin unterscheiden, wie und 
wo der Strom produziert wurde. Obschon bereits heute 
fast alle Elektrizitätsversorger Produkte mit einem kleine-
ren oder grösseren Anteil an erneuerbaren Energien 
anbieten, bestimmen deren eigene Kraftwerke, Beteili-
gungen sowie Energiebeschaffungsverträge das Ange-
bot, das den gefangenen Kunden offeriert werden kann. 
                                                             
18 PostCom Jahresbericht 2015, Seite 26. Abrufbar unter: 

https://www.postcom.admin.ch/inhalte/PDF/Jahresberichte/PostCom
_Jahresbericht_2015_DE.pdf 

Bei verschiedenen kommunalen Elektrizitätsversorgern 
der öffentlichen Hand ist die Angebotspolitik zusätzlich 
von energiepolitischen Überlegungen geprägt, indem in 
der Grundversorgung bevorzugt Strom aus erneuerba-
ren Quellen angeboten wird. Hiermit sind nicht alle ge-
fangenen Endkunden einverstanden, was regelmässig in 
Bürgermeldungen an den Preisüberwacher zum Aus-
druck kommt. Mit der Möglichkeit, den Anbieter zu 
wechseln, die heute nur den Grossbezügern offensteht, 
können die Endkunden selbst bestimmen, ob sie vor-
wiegend Strom aus der eigenen Region oder aus erneu-
erbaren Quellen beziehen wollen. Auch sind zusätzliche 
Preismodelle zu erwarten, die kundenspezifische Be-
dürfnisse besser abdecken. Wer beispielsweise beson-
ders günstigen Nachtstrom beziehen möchte, wird durch 
einen Anbieterwechsel möglicherweise profitieren kön-
nen. Wer mit dem Kundendienst oder der Geschäftspoli-
tik seines Anbieters nicht zufrieden ist, wird ebenfalls die 
Möglichkeit haben, wenigstens für den Energiebezug 
einen anderen Anbieter zu wählen.  

In preislicher Hinsicht sind die zu erwartenden positiven 
Auswirkungen der Marktöffnung begrenzt. Bei Haushalt 
und kleineren Gewerbekunden beträgt der Anteil der 
Kosten für die elektrische Energie lediglich rund einen 
Drittel der Stromrechnung. Der Wechsel zu einem 10 
Prozent günstigeren Energieanbieter senkt die Gesamt-
kosten für den Strom entsprechend nur um gut drei Pro-
zent. Dies entspricht einer jährlichen Einsparung von 
rund Fr. 20 bis 50.- für einen durchschnittlichen Mehr-
personen-Haushalt in einer 4-Zimmer-Wohnung. Das 
relativ geringe Einsparpotenzial dürfte somit für viele 
Haushalte gegen einen Anbieterwechsel sprechen. Es 
ist deshalb wichtig, dass der Tarifschutz für Grundver-
sorgungskunden bestehen bleibt und nicht durch unklare 
und nur bedingt umsetzbare, allgemeine Gesetzbestim-
mungen verwässert wird, wie der Preisüberwacher im 
Jahresbericht 2018 bereits aufgezeigt hat.19  

Die Stromnetze verbleiben weiterhin im Monopol. Der 
bisherige Elektrizitätsversorger bleibt Netzbetreiber. Der 
Gesetzesentwurf sieht keine Änderung für die Kalkulati-
on der Netzentgelte vor.20 Die Festlegung der Rendite, 
die Stromnetzbetreiber in ihrer Monopoltätigkeit erwirt-
schaften dürfen, bliebt weiterhin in der Kompetenz des 
Bundesrats, der bislang darauf verzichtet, die zulässige 
Eigenkapitalrendite am tiefen Zinsniveau der letzten 
zehn Jahren anzupassen. Mit tieferen Netztarifen, die für 
Haushalte rund 40 Prozent der Stromrechnung ausma-
chen, kann deshalb trotz der Strommarktliberalisierung 
nicht gerechnet werden. 

Steuern und Abgaben (Einspeisevergütung, Mehrwert-
steuer, Konzessionsgebühren oder andere Gemeinde-
abgaben) bleiben von den Liberalisierungsbestrebungen 
des Bundesrats ebenfalls unangetastet. Besonders stö-
rend sind kommunale Abgaben, wie Konzessionsgebüh-
ren, die in erster Linie fiskalpolitisch begründet sind und 
                                                             
19 Vgl. Jahresbericht des Preisüberwachers 2018, publiziert in der 

Reihe «Recht und Politik des Wettbewerbs» (RPW 2018/5, S. 1067). 
20 Vgl. Jahresbericht des Preisüberwachers 2018, publiziert in der 

Reihe «Recht und Politik des Wettbewerbs» (RPW 2018/5, S. 
1067f.). 
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vom Preisüberwacher regelmässig kritisiert werden. Die 
Problematik wird im nächsten Abschnitt am Beispiel der 
Konzessionsgebühren der Stadt Luzern aufgezeigt. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die 
vorgesehene Liberalisierung des Strommarkts für Haus-
halte und kleinere Gewerbekunden kaum zu einer tiefe-
ren Stromrechnung führen wird. Vorteilhaft ist die zu-
nehmende Produktevielfalt. Nachteilig, der zusätzliche 
administrative Aufwand, der den Elektrizitätsversorgern 
und den Endkunden entsteht. Ob sich die geplante Ge-
setzesrevision für die heutigen Monopolkunden auszah-
len wird, kann erst beim Vorliegen des gestützt auf die 
Vernehmlassung angepassten Gesetzesentwurfs beur-
teilt werden. 

4.2 Konzessionsverträge mit Energieversorgungs-
unternehmen (Stadt Luzern) 

Am 15. August gab der Preisüberwacher der Stadt Lu-
zern zu den neuen Konzessionsverträgen mit Energie-
versorgungsunternehmen eine Empfehlung ab. Er emp-
fahl auf die Erhebung einer Konzessionsgebühr für die 
Nutzung von öffentlichem Grund und Boden für elektri-
sche Verteilnetze zu verzichten.  

Der Preisüberwacher stellt Konzessionsgebühren für die 
Inanspruchnahme von Grund und Boden für die Elektri-
zitätsversorgung aus grundsätzlichen Überlegungen in 
Frage. Eine funktionierende und preisgünstige Strom-
versorgung dient der gesamten Wohnbevölkerung und 
Wirtschaft. Haushalte oder Gewerbebetriebe ohne 
Stromanschluss und Strombezug stellen heute eine 
absolute Ausnahme dar. Es ist deshalb fragwürdig, die 
Erstellung und den Betrieb einer für das heutige Leben 
unabdingbaren Infrastruktur mit einer Gebühr zu belas-
ten. Die Nutzung von öffentlichem Grund und Boden für 
die Stromversorgung sollte aus Sicht des Preisüberwa-
chers kostenlos sein, soweit der Gemeingebrauch durch 
die Leitungen nicht beeinträchtigt wird. Dies auch des-
halb, weil die Konzessionsgebühr gemäss dem Strom-
versorgungsgesetz vollumfänglich den Endkunden 
überwälzt wird und damit nicht den Elektrizitätsversorger 
belastet.  

Bau, Instandhaltung und Betrieb der Stromnetze werden 
durch die Strombezüger bereits über die einmaligen 
Anschlussgebühren und Netzkostenbeiträge sowie über 
die monatlichen Grundgebühren und die verbrauchsab-
hängigen Netznutzungsentgelte abgegolten. Die Erträge 
aus zusätzlichen Abgaben an das Gemeinwesen dienen 
nicht dem Zweck der Stromversorgung, sondern spei-
sen, soweit nicht anders geregelt, den allgemeinen Fi-
nanzhaushalt der Gemeinde. Sie unterscheiden sich nur 
punkto Erhebungsart, nicht aber punkto Verwendung 
von Steuern. Im Gegensatz zu Steuern bemessen sich 
die Gebühren aber nicht an der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit, sondern am Verbrauch und benachteili-
gen namentlich einkommensschwächere Mehrperso-
nenhaushalte und das stromintensivere Gewerbe. Zu-
sätzlich wies der Preisüberwacher darauf hin, dass mit 
dem Wegfall der Konzessionsgebühr der Stadt und den 
Stromnetzbetreibern zusätzlich administrative Kosten 
entfallen würden. Somit würde ein Verzicht auf die Kon-

zessionsgebühr nicht nur die Steuergerechtigkeit erhö-
hen, sondern auch zu einer Kosteneinsparung bei der 
Erhebung führen. 

Das Reglement der Stadt Luzern sah vor, einen Gebüh-
renrahmen von Rp. 0,6 bis 1,2 pro kWh vorzugeben. 
Dem Stadtrat sollte die Kompetenz erteilt werden, jähr-
lich im Voraus die effektive Gebührenhöhe in Rp. pro 
kWh festzusetzen. Auch diese Regelung wurde vom 
Preisüberwacher als kritisch beurteilt. Bei der Konzessi-
onsgebühr für elektrische Verteilnetze handelt es sich 
um eine kostenunabhängige Kausalabgabe, welche 
abgabenrechtlich wie oben erwähnt näher bei einer 
Steuer als einer kostenorientierten Gebühr oder Abgabe 
liegt. Die Kompetenzdelegation für die Gebührenfestset-
zung sollte analog den Steuern nicht an die Exekutive 
delegiert werden. Der Preisüberwacher empfahl des-
halb, sofern seiner Hauptempfehlung nicht gefolgt wird, 
anstelle eines Gebührenrahmens dem Stadtrat für die 
jährliche Festlegung der Gebühr eine Gebührenober-
grenze vorzugeben. Diese sollte sich an den bisherigen 
Einnahmen orientieren und auf maximal 0.9 Rp. pro kWh 
festgesetzt werden.  

Die Stadt Luzern setzte sich, wie es Art. 14 PüG vorsieht, 
vor ihrem Entscheid mit der Empfehlung des Preisüber-
wachers auseinander, folgte ihr letztlich aber nicht. Aus-
schlagegebend dürfte dabei die Befürchtung sein, dass 
ein Einnahmeausfall bei den Konzessionsgebühren frü-
her oder später zu einer Steuererhöhung oder dem Ver-
zicht auf eine Steuersenkung führen könnte. Der Steuer-
satz ist im Standortwettbewerb zwischen den Gemeinden 
ein wichtiges Kriterium, das sich zudem leicht verglei-
chen lässt. Ein Vergleich von kommunalen Gebühren ist 
dagegen nur mit erheblichem Aufwand möglich. Es er-
staunt deshalb nicht, dass Einnahmequellen, die weniger 
im Fokus der öffentlichen Wahrnehmung sind, nur un-
gern aufgegeben werden. 

 

5. Gasmarkt 
Der Preisüberwacher erhebt die Gaspreisänderungen 
jährlich und bietet auf seiner Website einen Preisver-
gleich an. Gestützt auf eigene Beobachtungen, aber 
auch auf Meldungen von privaten und industriellen Gas-
bezügern oder von Behörden, untersucht er die Preise 
von ausgewählten Gasversorgungsunternehmen. 2019 
stellte die kritische Auseinandersetzung mit dem geplan-
ten Gasversorgungsgesetz, mit dem der Gasmarkt einer 
umfassenden spezialgesetzlichen Regelung unterstellt 
werden soll, einen wichtigen Schwerpunkt der Tätigkeit 
des Preisüberwachers dar. Weiter überprüfte er, ob die 
Tarife 2020 der Hochdruck-Gasnetze sowie die Einlagen 
in den Investitionsfonds in Einklang mit der einvernehmli-
chen Regelung vom Oktober 2014 mit dem Preisüberwa-
cher standen. Eine Einigung über die Tarife kam 
schliesslich mit Holdigaz Gruppe zu Stande. 

5.1 Gasversorgungsgesetz 

Mit dem geplanten Gasversorgungsgesetz (GasVG) will 
der Bundesrat den Gasmarkt einem Spezialgesetz un-
terstellen. Er hat am 30. Oktober 2019 die Vernehmlas-
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sung zu einem entsprechenden Gesetzesentwurf eröff-
net. Vorgesehen ist eine Teilmarktöffnung, die rund zehn 
Prozent der Endverbraucher die freie Wahl ihres Ener-
gielieferanten ermöglichen soll. Weiterhin im Monopol 
verblieben die Netze und selbstredend die Abgaben an 
die öffentliche Hand, die auf dem Gasbezug erhoben 
werden. Hervorzuheben sind insbesondere kommunale 
Konzessionsgebühren mit fiskalischem Charakter, deren 
Festlegung im neuen Gesetz nicht geregelt würde, 
obschon sie teilweise mehr als 5 Prozent des Gasprei-
ses ausmachen. 

Im Gegensatz zum Strommarkt ist auch eine spätere 
Öffnung des Gasmarkts für alle Endkunden nicht vorge-
sehen. In seiner Medienmitteilung begründet dies der 
Bundesrat damit, dass sich die Wärmeversorgung in den 
nächsten Jahren weg von den fossilen Energieträgern 
entwickeln wird.21 Er geht von einer Stilllegung von Tei-
len der Gasnetze aus. Da ein solcher Umbau nur mit 
langjähriger Planung möglich sei, soll den Gemeinden 
als Besitzerinnen der Gasnetze dafür der nötige Spiel-
raum überlassen bleiben 

Diese Aussage sollte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass das geplante GasVG den Gestaltungsspielraum 
der Gemeinden stark einschränkt, obwohl der Markt nur 
für 10 Prozent der Endkunden liberalisiert wird. Nament-
lich soll die Kalkulation der Netzkosten und die Festle-
gung der Energie- und Netztarife für die Endkunden im 
Monopol detailliert auf Bundesebene geregelt werden. 
Praktisch unangetastet bleibt dagegen die Kompetenz 
der Gemeinden, Konzessionsgebühren für Gasnetze zu 
erlassen, die an die Endkunden überwälzt werden. Es ist 
zu hoffen, dass die Gemeinden den Ersatz von Gas 
durch Fernwärme nicht durch solche Gebühren finanzie-
ren. Grundsätzlich wird hiermit ein Anreiz gegeben, 
Konzessionsgebühren für erlittene Umsatzverluste zur 
Kompensation heranzuziehen. 

Das Argument des Bundesrats, den Markt wegen der 
Energiestrategie nur für Grosskunden zu öffnen, über-
zeugt ohnehin nicht. Sollten die energiepolitischen Ziele 
und Massnahmen in einem Zielkonflikt mit der Liberali-
sierung des Gasmarkts stehen, wäre diese grundsätzlich 
in Frage zu stellen, statt in einem Spezialgesetz zusätz-
lich zu regeln und zu verankern. Dass der Kreis der 
freien Endkunden gegenüber der heutigen Verbände-
vereinbarung gar erweitert werden soll, schmälert die 
Glaubwürdigkeit des Arguments zusätzlich.  

Der Gesetzesentwurf genügt zudem dem Anspruch 
nicht, dem Subsidiaritätsprinzip besondere Beachtung 
zu schenken und demnach nur das Minimum gesetzlich 
zu regeln. Vielmehr soll für eine relativ kleine Branche 
ein umfassendes Regelwerk geschaffen werden, 
obschon nur 10 Prozent der Endverbraucher von der 
angestrebten Teilliberalisierung profitieren würden. Der 
Preisüberwacher lehnt eine solch umfassende spezial-
gesetzliche Regulierung mit zweifelhaftem Nutzen ab. 
Die Rahmenbedingungen für industrielle Grossbezüger 
sind mit der heutigen Verbändevereinbarung, die sich 
weiterentwickeln lässt, bereits hinreichend abgesteckt. 
                                                             
21 Medienmitteilung des Bundesrats, 30.10.2019. 

Die Gruppe der Unternehmen, die vom Marktzugang 
profitieren soll, liesse sich bei Bedarf auch mit einer ein-
fachen Anpassung der Verbändevereinbarung bzw. ei-
nes präzisierenden Artikels im Rohrleitungsgesetz aus-
weiten.  

90 Prozent der Endkunden sollen den Erdgas-Anbieter 
auch künftig nicht wählen können. Sie müssen tendenzi-
ell mit Preiserhöhungen statt mit Preissenkungen rech-
nen, wie dies beim Inkrafttreten des vergleichbaren 
Stromversorgungsgesetzes beobachtbar war.22 Die im 
Gesetzesentwurf vorgesehene Methode zur Berechnung 
der Netzkosten und der Netztarife orientiert sich weitge-
hend am Stromversorgungsgesetz, so dass auch mit 
ähnlichen Auswirkungen auf die Preise gerechnet wer-
den muss. Zudem befinden sich die meisten Gasversor-
ger im Eigentum der öffentlichen Hand. Selbst wenn das 
GasVG sehr streng ausgelegt und die Netztarife sinken 
würden, bestünde für die Gemeinden die Möglichkeit, 
die Einnahmenausfälle durch eine Erhöhung der Kon-
zessionsgebühren zu kompensieren. Dies würde die neu 
für Strom und Gas zuständige Spezialbehörde, die Eid-
genössische Energiekommission, nicht verhindern kön-
nen. Ihre Zuständigkeit beschränkte sich auf die Netzta-
rife und Energietarife der Monopolkunden.  

Die im Vernehmlassungsentwurf genannte mögliche 
Einsparung von rund Fr. 19 Mio. bzw. Fr. 34 Mio. pro 
Jahr für Endverbraucher, die nicht nur von einer Weiter-
gabe von Effizienzgewinnen, sondern auch von einer 
Umverteilung weg vom Versorger, hin zum Verbraucher 
ausgeht, zieht der Preisüberwacher deshalb stark in 
Zweifel. Aufgrund der administrativen Belastung - auf 
Seiten Bund wie auf Seiten Wirtschaft - droht nicht nur 
ein Null-, sondern ein Negativ-Summenspiel. Ein solches 
Ergebnis einer umfassenden Regulierung für eine relativ 
kleine Branche mit vielen kleinen Anbietern lehnt der 
Preisüberwacher klar ab, zumal auch ohne diese bereits 
mit steigenden Kosten zu rechnen ist: Sollte die Nach-
frage nach Erdgas entsprechend den Zielen der Ener-
giestrategie sinken, steigt unter sonst gleichen Bedin-
gungen der Netznutzungspreis pro Kilowattstunde be-
rechnet nach den Vorgaben des Gasversorgungsgeset-
zes an. 

Der Preisüberwacher befürwortet deshalb eine Teilöff-
nung des Gasmarkts mittels einer schlanken und ra-
schen gesetzlichen Regelung bspw. im Rohrleitungsge-
setz gestützt auf die bestehenden Regelungen und Pro-
zesse. Auf die vorgeschlagene, umfassende Spezialre-
gulierung für die Gasversorgung ist aber zu verzichten. 

                                                             
22 Vgl. Preisüberwacher (2010). Entwicklung der Schweizerischen 

Strompreise 2004 bis 2009, Erhebung der Preisüberwachung, 
Schlussbericht, S. 22. Einsehbar unter: 
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/stu
dien/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf.
down-
load.pdf/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.
pdf. 

https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf.download.pdf/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf.download.pdf/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf.download.pdf/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf.download.pdf/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf
https://www.preisueberwacher.admin.ch/dam/pue/de/dokumente/studien/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf.download.pdf/entwicklung_der_schweizerischenstrompreise2004bis2009.pdf
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5.2 Zweckgebundene Investitionsreserve der Betrei-
ber der Hochdruckerdgasnetze 

2014 kam der Preisüberwacher gestützt auf eine Unter-
suchung der Netznutzungsentgelte der Betreiber von 
Hochdruck-Erdgasnetzen (Swissgas und die Regional-
gesellschaften Erdgas Ostschweiz, Gasverbund Mittel-
and, Gaznat und Erdgas Zentralschweiz) zum Schluss, 
dass die Preise missbräuchlich hoch im Sinne des 
Preisüberwachungsgesetzes waren. Dieses Ergebnis 
erklärte sich vorwiegend daraus, dass die kalkulatori-
schen Abschreibungen und Zinsen auf Basis des Wie-
derbeschaffungswerts der Netze und nicht auf Basis des 
historischen Anschaffungswerts hergeleitet wurden. 
Nach intensiven Verhandlungen konnte im Oktober 2014 
eine einvernehmliche Regelung zwischen den Erdgas-
netzbetreibern und dem Preisüberwacher abgeschlos-
sen werden. Diese Vereinbarung sah insbesondere vor, 
dass für die Kalkulation der Netzkosten und –tarife die 
historischen Anschaffungswerte zu berücksichtigen sind. 
Auf Anregung der betroffenen Gasnetzbetreiber wurde 
eine gebundene Reserve für künftige Investitionen ge-
schaffen, um auf diese Weise die Auswirkungen infolge 
der geänderten Kalkulationsmethode und ihre besonde-
re Situation angesichts der vergangenen Entwicklung zu 
berücksichtigen. Im Gegensatz zu einer rein kalkulatori-
schen Aufwertung der Netze auf den Wiederbeschaf-
fungswert schafft die Investitionsreserve einen zusätzli-
chen Anreiz, tatsächlich auch weiter in Gasnetze zu 
investieren. Insgesamt resultierte seit 2015 unter sonst 
gleichen Bedingungen trotz der Investitionsreserve eine 
Senkung der Netzentgelte für die Hochdrucknetze. 

Im Rahmen der jährlichen Überprüfung der Kalkulation 
der Netzentgelte, verlangte der Preisüberwacher Infor-
mationen über die Höhe der Reserven und deren bishe-
rige Verwendung vier Jahre nach Unterzeichnung der 
einvernehmlichen Regelung. Die Bildung und Nutzung 
der zweckgebundenen Investitionsreserve wurde von 
den HD-Erdgasnetzbetreibern gegenüber dem Preis-
überwacher ausgewiesen. Ein Grossteil der Reserve 
wurde von den Netzbetreibern bereits für Investitionen 
eingesetzt. Die geplanten und bereits getätigten Investi-
tionen sind höher als die Beträge, die der vereinbarten 
Investitionsreserve zugeteilt wurden. Absehbar ist, dass 
mit Ablauf der einvernehmlichen Regelung die Mittel der 
Investitionsreserve aufgebraucht sein werden. Die 2014 
in den Verhandlungen mit dem Preisüberwacher geäus-
serte Absicht, weiterhin in die Hochdrucknetze zu inves-
tieren, wurde damit umgesetzt. 

5.3 Gaspreise der Gesellschaften der Holdigaz 
Gruppe 

Die 2017 erzielte einvernehmliche Regelung mit der 
Holdigaz SA ist am 31. März 2019 ausgelaufen. Dank 
der weitergeführten Gespräche konnte eine Lösung ge-
funden und eine neue Vereinbarung unterzeichnet wer-
den. Diese Vereinbarung sieht eine schrittweise Sen-
kung der tarifrelevanten Kosten über vier Jahre vor. Im 
Vergleich zu vorher werden die Preise ab dem 
1. April 2019 um 100’000 Franken gesenkt, per 
1. Oktober 2019 um 300’000 Franken, per 
1. Oktober 2020 um 600‘000 Franken und per 

1. Oktober 2021 um 1‘000‘000 Franken. Während der 
Gültigkeitsdauer dieser neuen einvernehmlichen Rege-
lung (1. April 2019 bis 30. September 2022) können 
ausserdem nur die Schwankungen beim Einkaufspreis 
auf die Tarife übertragen werden.23 

 

6. Telekommunikation 
Bei der Änderung des Fernmeldegesetzes (FMG) hat 
das Parlament die Einführung einer technologieneutra-
len Zugangsregulierung zum Netz der marktbeherr-
schenden Anbieterin abgelehnt. Somit beschränkt sich 
die Regulierung der Netzzugangspreise nach wie vor auf 
die alten Kupferleitungen. Für den Zugang zum moder-
nen Glasfasernetz sieht das FMG keine Regelung vor. 
Die Eidgenössische Kommunikationskommission (Com-
Com) hat im Februar 2019 eine Teilverfügung zu den 
regulierten Netzzugangspreise der Swisscom erlassen 
und die Preise für die Jahre 2013 bis 2016 in vielen Fäl-
len rückwirkend gesenkt. Der Preis für den Zugang zum 
Kupfernetz beläuft sich nach der Korrektur für 2016 so-
mit auf 11.20 Franken pro Monat. Der Preisüberwacher 
wurde im Rahmen dieses Verfahrens formell angehört. 
In Bezug auf den Zugang zum Glasfasernetz hat der 
Preisüberwacher des Weiteren die von der Stadt Zürich 
festgelegten Grosshandelspreise untersucht und am 
14. Mai 2019 eine Senkung empfohlen. 

6.1 Senkung der Zugangspreise zum Kupfernetz der 
Swisscom 

Für die Digitalisierung der Wirtschaft und die nicht mehr 
wegzudenkende Bedeutung des Internets im beruflichen 
und privaten Alltag ist ein vielfältiges, international kon-
kurrenzfähiges und preiswertes Angebot an Telekom-
diensten unabdingbar. Deshalb ist es wichtig, den Wett-
bewerb zwischen den Telekomanbietern zu stimulieren, 
um eine Verbesserung des Preis-Leistungs-
Verhältnisses der Produkte zu erwirken. Die Regulierung 
der Netzzugangspreise der Swisscom für alternative 
Anbieter (z.B. Sunrise, Init7, Green und VTX) stellt in 
diesem Zusammenhang eine zentrale Massnahme dar. 
Gemäss dem FMG ist die Swisscom als marktbeherr-
schende Anbieterin verpflichtet, alternativen Anbietern 
ihr altes Kupfernetz zu fairen Konditionen und kostenori-
entierten Preisen zur Mitbenutzung anzubieten. Dies ist 
eine wichtige Voraussetzung, damit sich der Wettbewerb 
unter mehreren Anbietern auch in preislicher Hinsicht 
entwickeln kann. Bei Klagen bezüglich der regulierten 
Preise ist es Aufgabe der ComCom, die Höhe dieser 
Preise zu überprüfen und sie zu korrigieren. Die Com-
Com berücksichtigt im Rahmen solcher Prüfungen je-
weils die Stellungnahme des Preisüberwachers. 

So hat die ComCom aufgrund von Klagen von Sunrise 
und Salt die in den Jahren 2013 bis 2016 von der 
Swisscom für regulierte Telekomdienstleistungen ver-
langten Preise überprüft und am 22. Februar 2019 eine 
Teilverfügung erlassen. Der Preisüberwacher wurde im 
Rahmen dieses Verfahrens formell angehört. Mehrere 
                                                             
23 Die einvernehmliche Regelung ist im Anhang zum Jahresbericht S. 

1527 ff. publiziert. 
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Preise wurden für die Jahre 2013 bis 2016 rückwirkend 
gesenkt, teilweise massiv. Die von der ComCom für 
entbündelte Kupferanschlussleitungen festgelegten 
Preise liegen damit 10 bis 25 Prozent unter dem Ange-
bot der Swisscom. Der Preis für den Zugang zum Kup-
fernetz beläuft sich nach der Korrektur durch die Com-
Com für 2016 somit auf 11.20 Franken pro Monat. Ob-
wohl diese Preissenkungen für die Endkundinnen und 
Endkunden nicht unmittelbar spürbar sind, sollte diese 
Regulierung der Zugangspreise den Wettbewerb auf 
dem Telekommarkt ankurbeln. 

Der Preisüberwacher begrüsst diesen Entscheid. Be-
sonders erfreulich ist, dass die ComCom den in der Kal-
kulation der Swisscom verwendeten Zinssatz für das 
investierte Kapital gesenkt hat. Das seit rund 
zehn Jahren sehr tiefe Zinsniveau wirkt sich damit sen-
kend auf die Netzzugangspreise aus. Die Dauer des 
Verfahrens ist dagegen kritisch zu beurteilen. So zahlen 
die Konkurrenten der Swisscom für die Mitbenutzung 
des Netzes seit über sechs Jahren Preise, die bis zu 
80 Prozent über dem jetzt von der ComCom festgeleg-
ten Niveau liegen. Der Entscheid der ComCom ist ferner 
noch nicht rechtskräftig, da er beim Bundesverwaltungs-
gericht angefochten wurde. Überhöhte Netzzugangs-
preise, die erst nach Jahren korrigiert werden, behindern 
ein kompetitives Verhalten der Swisscom-Konkurrenten, 
was zu höheren Konsumentenpreisen führen kann.  

Für die lange Dauer des Verfahrens gibt es verschiede-
ne Gründe: So kann die ComCom nur auf Gesuch einer 
Partei hin tätig werden. Das Preisberechnungsmodell, 
das die Kosten eines hypothetischen Telekomunterneh-
mens schätzt, ist zudem sehr komplex. Erschwerend 
kommt hinzu, dass die Modellrechnungen von der 
Swisscom konzipiert und durchgeführt werden. Die 
ComCom muss somit nicht nur die Berechnungen nach-
vollziehen und die verwendeten Inputmengen und 
-preise plausibilisieren, sondern auch die Kalkulations-
methode hinterfragen. Die detaillierten Ausführungen im 
Entscheid der ComCom, der über 450 Seiten umfasst, 
zeigen den Überprüfungsaufwand eindrücklich auf. Der 
Preisüberwacher fordert aus diesen Gründen seit Jahren 
eine Gesetzesanpassung, die eine rasche behördliche 
Festsetzung der Netzzugangspreise ermöglicht und bei 
Bedarf erlaubt, auch Glasfaseranschlüsse zu regulieren. 

6.2 Senkung der Zugangspreise zum Glasfasernetz 
der Stadt Zürich 

Das Parlament hat bei der Revision des FMG eine Re-
gulierung des Zugangs zum Glasfasernetz abgelehnt. 
Angesichts der zunehmenden Bedeutung dieser Infra-
struktur und der marktmächtigen Stellung der Unter-
nehmen, die in diese Netze investieren, hat der Preis-
überwacher gestützt auf das Preisüberwachungsgesetz 
(PüG) zu diesem Thema Untersuchungen eröffnet. Im 
Mai 2019 hat er eine erste Empfehlung an die Stadt 
Zürich abgegeben, die die Zugangspreise für das Glas-
fasernetz von ewz.zuerinet für alternative Anbieter fest-
legt. 

Im Sinne von Artikel 14 PüG hat der Vorsteher des De-
partements der Industriellen Betriebe der Stadt Zürich 

am 25. März 2019 dem Preisüberwacher die angepasste 
Liste der Grosshandelspreise für den Zugang zum Glas-
fasernetz ewz.FCS (ewz Fiber Connectivity Service) 
bzw. ewz.FLL (ewz Fiber Local Loop) zur Stellungnahme 
unterbreitet. Das Produkt ewz.FLL basiert auf der Netz-
ebene 1 («Layer 1») und beinhaltet die passive (unbe-
leuchtete) Glasfaserverbindung, wobei die Service Pro-
vider selber ihr aktives (elektronisches) Equipment in-
stallieren. Das Angebot ewz.FCS ermöglicht demgegen-
über den Netzzugang auf Netzebene 2 («Layer 2») und 
beinhaltet eine aktive (beleuchtete) Glasfaserverbin-
dung. Beim Angebot ewz.FCS stellt die ewz auch das 
aktive Equipment zur Verfügung, das für die Datenüber-
tragung nötig ist.  

Der Preisüberwacher hat die Senkung der Grosshan-
delspreise durch die Stadt Zürich begrüsst. Zürich ver-
fügt damit über schweizweit attraktive Angebote. Die 
Analyse des Preisüberwachers hat aber auch ergeben, 
dass die Entwicklung der Preisdifferenz zwischen 
ewz.FLL und ewz.FCS für die Service Provider, die das 
Produkt ewz.FLL («Layer 1») nutzen, problematisch ist. 
Diese Differenz ist in den vergangenen Jahren nämlich 
deutlich kleiner geworden, was zu einer Verschlechte-
rung der Marktchancen der Service Provider führte, die 
den Netzzugang zur passiven Glasfaserverbindung be-
ziehen. Der Preisüberwacher kam zum Schluss, dass 
der Preis für das Produkt ewz.FLL im Verhältnis zum 
Preis der ewz.FCS-Produkte und zu den Endkunden-
preisen zu hoch und die geplante Preissenkung für das 
Produkt ewz.FLL ungenügend sei. Um die Attraktivität 
und damit die Wettbewerbsfähigkeit des Produkts 
ewz.FLL zu erhalten bzw. wiederherzustellen, hat der 
Preisüberwacher am 14. Mai 2019 eine weitere Senkung 
des Preises auf 20 Franken pro Monat (exkl. MWST) für 
dieses Produkt empfohlen. Leider ist der Vorsteher des 
Departements der Industriellen Betriebe der Stadt Zürich 
dieser Empfehlung nicht gefolgt. 

 

7. Ambulante und stationäre Spitaltarife 

Vor dem Hintergrund der nach wie vor stark steigenden 
Gesundheitskosten war die Prüfung von ambulanten und 
stationären Spitaltarifen zu Lasten der Obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung (OKP) auch in diesem Jahr 
ein Arbeitsschwerpunkt. Auf Basis dieser Prüfungen hat 
der Preisüberwacher eine Vielzahl formeller Tarifempfeh-
lungen an die Kantonsregierungen gerichtet, welche die 
zwischen den Tarifparteien (Spitälern und Krankenversi-
cherern) ausgehandelten OKP-Tarife genehmigen und 
im Nichteinigungsfall festsetzen. Vor den Regierungsbe-
schlüssen ist der Preisüberwacher jeweils zwingend an-
zuhören. Die Prüfpraxis des Preisüberwachers beruht auf 
den Vorgaben des Krankenversicherungsgesetzes 
(KVG) und der Verordnungen dazu sowie auf der Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVGer). 
Zwei Entscheide des BVGer aus dem Berichtsjahr führen 
dazu, dass der Preisüberwacher seine Beurteilungsme-
thodik bei stationären Spitaltarifen sowie Arzttarifen von 
Spitalambulatorien wird anpassen müssen. 
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7.1 Spitalambulatorien 
Die Preisüberwachung prüfte in diesem Jahre die in den 
Ambulatorien der Tessiner Spitäler gültigen Arzttarife, 
d.h. die zu Lasten der OKP anwendbaren Taxpunktwerte 
gemäss nationalem Arzttarif TARMED und gab der 
Tessiner Regierung eine entsprechende Empfehlung ab. 
Die Tarifverhandlungen zwischen den Spitälern und den 
Kassenverbänden waren zuvor gescheitert. Daneben 
verfasste der Preisüberwacher eine Stellungnahme zu-
handen des Bundesverwaltungsgerichts im Verfahren zu 
den strittigen TARMED-Taxpunkwerten (TARMED-TPW) 
in allen Walliser Spitälern. Das BVGer, das bei strittigen 
kantonalen Tarifen zu Lasten der OKP letztinstanzlich 
entscheidet, erhöhte zudem mit einem Urteil vom 11. 
Februar 2019 i.S. TARMED-TPW 2014 der Spitäler des 
Kantons Schwyz24 seine Anforderungen an die Tarifer-
mittlung dahingehend, dass der TPW idealerweise aus-
gehend von den nach betriebswirtschaftlichen Kriterien 
ausgewiesenen Arztkosten möglichst vieler Spitalambu-
latorien festzusetzen sei, sofern entsprechende Daten 
vorhanden bzw. erhältlich gemacht werden können. 
Diese TARMED-Taxpunktwerte seien danach einer 
Wirtschaftlichkeitsprüfung zu unterziehen zur Ermittlung 
des nationalen Referenztaxpunktwerts für eine effiziente 
Leistungserbringung. Nur wenn eine derartige Tarifprü-
fung zur Festsetzung der TARMED-Taxpunktwerte in 
Spitalambulatorien zu Lasten der OKP nicht möglich sei, 
könne für die Tarifbeurteilung nach der Methode der 
Parallelisierung mit dem TPW freipraktizierender Ärzte 
(d.h. der Angleichung an die TARMED-TPW der Praxis-
ärzte) gearbeitet werden. Für die Preisüberwachung 
macht dies eine Anpassung ihrer Beurteilungsmethodik 
dahingehend notwendig, dass ihre TARMED-TPW-
Tarifempfehlungen in Zukunft auf einer Wirtschaftlich-
keitsprüfung der kostenbasiert ermittelten TARMED-
Taxpunktwerte möglichst vieler Spitalambulatorien zu 
basieren haben, sobald entsprechende Daten vorliegen. 
Bis anhin beruhten die TARMED-Empfehlungen des 
Preisüberwachers insbesondere auf Tarifvergleichen 
sowie auf Erwägungen zur Entwicklung der kantonalen 
Spitalarztkosten zu Lasten der OKP. 

7.2 Akutspitäler 
Gestützt auf ein nationales, auf Kosten- und Leistungs-
daten 2017 des Bundesamtes für Statistik (BFS) ge-
stütztes Benchmarking mit 155 Spitälern (vgl. nachste-
hende Abbildung 1) verfasste die Preisüberwachung im 
Berichtsjahr Empfehlungen zu den Tarifen von gut 30 
Spitälern betreffend die fallschwerebereinigten Aufent-
haltspauschalen (sog. Baserates) in akutsomatischen 
Spitälern. Empfehlungsadressaten waren dabei wie im-
mer die Kantonsregierungen, welche Spitalpauschalen 
zu Lasten der Grundversicherung im Einigungsfall zwi-
schen Versicherern und Spitäler genehmigen müssen, 
bzw. diese im Nichteinigungsfall erstinstanzlich festset-
zen. Die hohe Empfehlungszahl erklärt sich damit, dass 
viele Spitäler die nationale Referenz-Baserate 2019 von 
Fr. 9'315.- des Preisüberwachers überschritten hatten. 

                                                             
24 Vgl. Urteil C-446/2018, abrufbar unter: https://www.bvger.ch. 

https://www.bvger.ch/
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Abbildung 1: Verteilung der für das nationale Benchmarking 2019 der PUE verwendeten kostenbasierten benchmarking-relevanten Baserates 
von 155 akutsomatischen Spitälern. Demnach beträgt der für das Tarifjahr 2019 verwendete nationale Benchmarkwert auf Basis des 20. 
Perzentils Fr. 9’315.- (Datengrundlage: Krankenhausstatistik und Medizinische Statistik der Krankenhäuser des BFS, Daten 2017. Berechnungen 
durch die PUE) 

Sind die Krankenversicherer und/oder Spitäler mit einem 
kantonalen Tarifentscheid nicht einverstanden, steht 
ihnen die Möglichkeit zu, den Entscheid ans Bundes-
verwaltungsgerichts in St. Gallen weiterzuziehen, wel-
ches über strittige Tarife letztinstanzlich befindet. In ei-
nem Grundsatzurteil vom Mai 2019 i.S. Baserates der 
öffentlichen Schwyzer Spitäler25 hat das BVGer seine 
aktuelle Beurteilungspraxis zu stationären Fallpauscha-
len präzisiert. Insbesondere bestätigte das BVGer in 
diesem Entscheid das relativ grosse Ermessen der Kan-
tone bei der Tariffestsetzung und stützte dabei auch das 
Benchmarking des Kantons Schwyz auf Basis von ITAR-
K-Kostendaten26 von nur 20 Spitälern. Für die Preis-
überwachung bedeutet dieses Urteil, dass sie in den 
kommenden Jahren ihr nationales kostenbasiertes 
Benchmarking im Bereich der Fallpauschalen für akut-
stationäre Spitalleistungen soweit möglich auch auf 
ITAR-K-Kostendaten abstützen wird anstelle der aktuell 
verwendeten Spitalkostendaten des Bundesamtes für 
Statistik. 

                                                             
25 Vgl. BVGer-Urteil C-4374/2017 vom 15. Mai 2019 i.S. Baserates 

2016 der Spitäler Lachen, Einsiedeln und Schwyz, abrufbar unter: 
https://www.bvger.ch. 

26 ITAR-K steht für Integriertes Tarifmodell auf Kostenträgerrechnungs-
basis. 

7.3 Psychiatriekliniken 
Neben den Tarifen der Akutspitäler befasste sich der 
Preisüberwacher auch stark mit den Entschädigungen für 
stationäre Behandlungen in Psychiatriekliniken, die seit 
zwei Jahren aufgrund des neuen nationalen Tarifsystems 
namens TARPSY verrechnet werden. Im Berichtsjahr 
erstellte der Preisüberwacher als Basis für seine diesbe-
zügliche Empfehlungstätigkeit wiederum ein nationales, 
im Gegensatz zu den Akutspitälern bereits auf ITAR-K-
Kostendaten basierendes Benchmarking, das in nach-
stehender Abbildung 2 wiedergegeben ist. 

 

https://www.bvger.ch/
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Abbildung 2: Verteilung der für das nationale Benchmarking 2019 der PUE verwendeten kostenbasierten benchmarking-relevanten Basispreise 
von 46 psychiatrischen Kliniken. Demnach beträgt der für das Tarifjahr 2019 verwendete nationale Benchmarkwert auf Basis des 20. Perzentils 
plus Toleranzmarge von 10% Fr. 624.- (Datengrundlage: Daten aus dem ITAR-K 2017 der Kliniken, Version 8.0 sowie zusätzliche Angaben der 
Kliniken). 

Tarifverträge von Psychiatriekliniken mit verhandelten 
Basispreisen 2019 höher als Fr. 624.- erachtete der 
Preisüberwacher gemäss Grafik 2 als missbräuchlich 
bzw. unwirtschaftlich, wobei die zehnprozentige Tole-
ranzmarge der Einführungsphase des neuen Tarifsys-
tems geschuldet ist. Unter diesem Titel hat der Preis-
überwacher zu den Tarifen von gut 40 Psychiatriekliniken 
Tarifempfehlungen zuhanden der zuständigen Kantons-
regierungen verfasst. Die Qualität der dem Preisüberwa-
cher von den Psychiatriekliniken gelieferten Kosten- und 
Leistungsdaten hat sich zwar im Vergleich zum vergan-
genen Jahr verbessert. Es besteht diesbezüglich jedoch 
immer noch ein starkes Verbesserungspotential. 

 
8. Das Kostendämpfungspaket 1 zur Entlastung der 

obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
Am 21. August 2019 hat der Bundesrat die Botschaft zur 
Teilrevision des Bundesgesetzes über die Krankenversi-
cherung (KVG) betreffend Massnahmen zur Kosten-
dämpfung – Paket 1 verabschiedet und ans Parlament 
überwiesen. Die darin enthaltenen neun Massnahmen 
haben Anpassungen im KVG sowie in anderen Sozial-
versicherungen zur Folge. Einige davon stammen aus 
den Vorschlägen einer Expertengruppe, welche im Au-
gust 2017 38 Massnahmen vorgeschlagen hatte. Der 
Preisüberwacher begrüsst insbesondere die obligatori-
sche Kostensteuerung durch die Tarifpartner sowie die 
Einführung eines Referenzpreissystems, auch wenn bei 
letzterem die vorgeschlagene Umsetzung nicht ideal ist. 
Weitere Kostendämpfungsmassnahmen sind in einem 2. 

Paket vorgesehen, welches 2020 in die Vernehmlassung 
geschickt werden soll. 

8.1 Die neun Massnahmen des Pakets 1 im Überblick 
Das erste Paket zur Kostendämpfung in der obligatori-
schen Krankenpflegeversicherung (OKP) enthält im Ein-
zelnen folgende Massnahmen: 

1. Experimentierartikel: Kantone und Tarifpartner sollen 
ausserhalb des Rahmens des KVG kostendämpfen-
de Pilotprojekte durchführen können. 

2. Nationale Tariforganisation: Analog zum stationären 
Bereich wird eine nationale Tariforganisation für den 
Unterhalt und die Weiterentwicklung der Tarifstruktu-
ren für ambulante ärztliche Behandlungen zuständig 
sein. 

3. Tarifstruktur aktuell halten: Die Tarifpartner sowie die 
nationale Tariforganisation werden gesetzlich ver-
pflichtet, dem Bundesrat oder der zuständigen Kan-
tonsregierung auf deren Antrag diejenigen Daten zu 
liefern, die benötigt werden, um Tarife und Preise 
festzulegen, anzupassen und zu genehmigen. 

4. Pauschalen im ambulanten Bereich fördern: Auf am-
bulante Behandlungen bezogene Patientenpauschal-
tarife sollen künftig auf einer gesamtschweizerisch 
vereinbarten einheitlichen Tarifstruktur beruhen. 

5. Massnahmen der Tarifpartner zur Steuerung der 
Kosten: Die Tarifpartner werden gesetzlich verpflich-
tet, in gesamtschweizerisch geltenden Verträgen 
Massnahmen zur Steuerung der Kosten zu vereinba-
ren. 
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6. Referenzpreissystem bei Arzneimitteln: Im patentab-
gelaufenen Bereich soll ein Referenzpreis die maxi-
male Vergütung pro Gruppe wirkstoffgleicher Arznei-
mittel bestimmen. 

7. Rechnungskopie für Versicherte: Die Leistungser-
bringer werden neu auf Gesetzesstufe verpflichtet, 
der versicherten Person in jedem Fall eine Rech-
nungskopie zuzustellen. 

8. Maximale Bussenhöhe nach Artikel 59 KVG Absatz 1 
Buchstabe c: Es wird ein abschliessender Katalog an 
Sanktionen, die gegen Leistungserbringer verhängt 
werden können, welche gegen im Gesetz vorgese-
hene Anforderungen oder vertragliche Abmachungen 
verstossen, definiert.  

9. Beschwerderecht für Versicherer betreffend Be-
schlüsse der Kantonsregierungen zur Planung und 
Liste der Spitäler, Geburtshäuser und Pflegeheime: 
Die Organisationen der Versicherer sollen gegen Be-
schlüsse der Kantonsregierungen zur Planung und 
Liste der Spitäler, Geburtshäuser und Pflegeheime 
das Beschwerderecht erhalten. 

Auf Basis dieser Anpassungen im KVG sind analog auch 
Anpassungen im Unfall-, Militär- und Invalidenversiche-
rungsgesetz geplant. 

8.2 Massnahmen der Tarifpartner zur Steuerung der 
Kosten 

Es handelt sich dabei zusammen mit dem Referenz-
preissystem um denjenigen Vorschlag des 1. Pakets mit 
dem grössten Kostendämpfungspotential. Damit sollen 
nämlich die Tarifpartner erstmals verpflichtet werden, im 
Rahmen nationaler Verträge konkrete Kostensteue-
rungs-massnahmen zu vereinbaren, was bisher freiwillig 
war und entsprechend wenig bewirkte. Bisher kümmer-
ten sich die Leistungserbringer und Krankenversicherer 
nur um die Vereinbarung von Tarifen unabhängig von 
den zu erwartenden Leistungsmengen. Aufgrund einer 
Anregung des Preisüberwachers sollen bezüglich dieser 
Kostendämpfungsmassnahme auch die Kantonsregie-
rungen erstmals Kontrollaufgaben im Rahmen der Kos-
tendämpfung übernehmen, und zwar in denjenigen Fäl-
len, in welchen die Korrekturregeln in den nationalen 
Verträgen Anpassungen kantonaler Tarife in kantonalen 
Verträgen vorsehen (z.B. kantonal gültige Taxpunktwer-
te für Arztleistungen). Viel hängt bei dieser Massnahme 
davon ab, ob die Tarifpartner griffige Kostensteue-
rungsmassnahmen vereinbaren. Der Preisüberwacher 
sieht die Partner diesbezüglich in der Pflicht, nachdem 
die Kosten zu Lasten der OKP und damit auch die OKP-
Prämien in den letzten gut 20 Jahren fast ungebremst 
mit durchschnittlich mehr als 4 Prozentpunkten pro Jahr 
angestiegen sind. 

8.3 Referenzpreissystem bei Arzneimitteln 

Die Generikapreise in der Schweiz sind im Durchschnitt 
mehr als doppelt so hoch wie im europäischen Ausland 
und der Anteil der Generika ist in der Schweiz relativ tief. 
Bereits seit zehn Jahren schlägt deshalb der Preisüber-
wacher die Einführung eines Referenzpreissystems 

(auch Festbetragssystem genannt) vor und hat im Mai 
2018 einen konkreten Vorschlag für die Schweiz ausge-
arbeitet. In einem solchen System (das es bereits in 
über 20 europäischen Ländern gibt) werden alle patent-
abgelaufenen Medikamente und Generika mit demsel-
ben Wirkstoff in eine Gruppe eingeteilt. Pro Gruppe, 
bzw. pro Wirkstoff wird nur noch ein fixer Betrag (sog. 
Referenzpreis) durch die Krankenkasse vergütet, und 
zwar auf Basis eines günstigen Generikums. Dieses 
System bietet Anreize für Patienten, günstige Präparate 
zu beziehen, die ihnen vollständig vergütet werden. Die 
Hersteller von Generika und patentabgelaufenen Origi-
nalpräparaten wiederum haben verstärkt Anreize ihre 
Preise zu reduzieren. Mit einem Referenzpreissystem 
können Kosten in dreistelliger Millionenhöhe eingespart 
werden. 

Deshalb ist es grundsätzlich erfreulich, dass der Bun-
desrat ein solches System einführen möchte. Jedoch ist 
der konkrete Umsetzungsvorschlag nicht ideal. Es ist 
geplant, dass der Referenzpreis ähnlich wie das heutige 
Generikapreisniveau ermittelt wird, indem vom Ausland-
preisvergleich des Originals ein Preisabschlag vorge-
nommen wird. Der Preisüberwacher bedauert, dass 
nicht ein direkter Auslandpreisvergleich mit Generika 
das Referenzpreisniveau bestimmen soll. Da die Annä-
herung der Generikapreise der Schweiz an die Preise 
der Referenzländer ein Ziel der Einführung des Refe-
renzpreissystems ist, wäre es sinnvoll, den Referenz-
preis direkt via ausländisches Generikapreisniveau zu 
bestimmen und nicht via Preisabstände, welche sich 
bisher nicht bewährt haben.  

Auch die Festlegung eines Höchstpreises erachtet der 
Preisüberwacher als wichtig, was in der Bundesratsvor-
lage ebenfalls fehlt. Ohne Höchstpreis sind die Hersteller 
in ihrer Preisgestaltung völlig frei. Dies kann zum sog-
nannten Generikaparadox führen, wie es beispielsweise 
in Dänemark auftritt. Dort sind die Generikapreise sehr 
tief, die Preise der wirkstoffgleichen Originale aber sehr 
hoch. Da die Hersteller in der Preisgestaltung frei sind, 
kann es für die Originalhersteller unter Umständen lukra-
tiver sein, den Preis hoch anzusetzen und so die 
preisunsensiblen Nachfrager mit Markenpräferenz sowie 
die Patienten, welche aus medizinischen Gründen das 
Originalmedikament beziehen müssen, zu bedienen 
anstatt mit den günstigeren Generika einen Preiswett-
bewerb zu führen. Deshalb ist die Bestimmung eines 
Höchstpreises sinnvoll. Der Höchstpreis soll anhand des 
Auslandpreisvergleiches des Originals ermittelt werden 
(allenfalls abzüglich eines Preisabschlags von z.B. 10% 
aufgrund der ausländischen «Schaufensterpreise»). 
Dank des Höchstpreises würden die Grundversicherung 
(wenn sie aus medizinischen Gründen ein teureres Arz-
neimittel vergüten muss) und die Versicherten (welche 
die Differenz vom teuren Arzneimittel zum Referenzpreis 
selber bezahlen müssen, wenn keine medizinischen 
Gründe vorliegen) nicht übermässig belastet. 
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8.4 Kostendämpfungspaket 2 
Die Botschaft zum Kostendämpfungspaket 1 liegt nun 
beim Parlament. In einem zweiten Paket, welches An-
fang 2020 in die Vernehmlassung geschickt werden soll, 
sollen weitere von der Expertenkommission vorgeschla-
gene sowie zusätzliche Massnahmen zur Kostendämp-
fung enthalten sein. Im Zentrum dieses Pakets steht die 
Einführung von Zielvorgaben für die Kostenentwicklung 
in der OKP. Weiter soll mit dem Paket die koordinierte 
Versorgung gestärkt werden. Ergänzt werden diese mit 
weiteren kostendämpfenden Massnahmen in verschie-
denen Bereichen. 

 
9. Hörgeräte: Einsparpotenzial durch öffentliche 

Ausschreibungen und eine stärkere Nutzung des 
Wettbewerbs durch die Versicherten 

Ein Hörgerätemarkt, der vollständig in privaten Händen 
ist, ein relativ grosszügiges Vergütungssystem, eine 
grosse Bereitschaft der Konsumentinnen und Konsumen-
ten zur Kostenbeteiligung und eine hohe Nachfrage nach 
High-End-Geräten: All diese Elemente tragen dazu bei, 
dass die Preise für Hörgeräte in der Schweiz höher sind 
als in anderen europäischen Ländern. Die Ergebnisse 
einer Untersuchung des Preisüberwachers zeigen, dass 
sich diese Preise mithilfe einer öffentlichen Beschaf-
fungspolitik, wie sie in anderen Ländern betrieben wird, 
deutlich reduzieren lassen. Die Versicherten ihrerseits 
sollten den Wettbewerb spielen lassen, vor allem bei den 
Dienstleistungen der Hörgeräte-Akustik-Branche. 

Laut den Schätzungen der Hörgerätehersteller wurden 
2018 in der Schweiz rund 80 000 bis 85 000 Hörgeräte 
verkauft. Mit einer jährlichen Wachstumsrate von 4 bis 
6 Prozent ist der Hörgerätemarkt weltweit in vollem Auf-
schwung. Obwohl Hörgeräte zweifellos die Lebensquali-
tät von hörgeschädigten Personen verbessern (die Trä-
gerinnen und Träger von Hörhilfen in der Schweiz sind 
allgemein sehr zufrieden), sind die Preise dafür unbe-
stritten hoch. 

Der neue Bericht des Preisüberwachers analysiert die 
Preisbildung bei Hörgeräten und beurteilt das Preisni-
veau ausgehend von den Selbstkostenpreisen über den 
Grosshandelspreis (Ab-Werk-Preis) bis zum von der 
Hörgeräte-Akustik-Branche verlangten Endpreis. Die 
Analyse der Ab-Werk-Preise in der Schweiz, die mit den 
Preisen im Ausland verglichen werden, basiert auf den 
Ergebnissen einer vom Preisüberwacher zwischen April 
und Juni 2019 bei den fünf grössten Herstellern von 
Hörgeräten in der Schweiz (GN Hearing, Sivantos, So-
nova, Widex und William Demant) durchgeführten Un-
tersuchung. Die Schweizer Preise für Hörgeräte wurden 
mit den Preisen in den folgenden Ländern verglichen: 
Dänemark, Deutschland, Frankreich, Norwegen, Verei-
nigtes Königreich und USA. Analysiert wurden die Ab-
Werk-Medianpreise nach Abzug der Rabatte, die die 
Hörgerätehersteller der Hörgeräte-Akustik-Branche übli-
cherweise gewähren. 

Die Preise in der Schweiz liegen deutlich über den Prei-
sen anderer europäischer Länder. 2018 betrug der Ab-

Werk-Medianpreis (nicht nach dem Verkaufsvolumen 
der verschiedenen Modelle gewichtet) auf dem Schwei-
zer Markt rund 600 Franken. Eine Analyse mit 30 Hörge-
räten (die zehn meistverkauften Modelle für jeden der 
drei wichtigsten Hersteller) zeigt, dass die Preise in der 
Schweiz zwischen 88 und 1620 Franken variieren. Zu-
dem wurde festgestellt, dass das jeweilige Beschaf-
fungssystem der verschiedenen Länder bei der Preisbil-
dung eine wichtige Rolle spielt. Auf dem privaten Markt 
betragen die Ab-Werk-Preise in Frankreich 81 Prozent, 
in Deutschland 76 Prozent, in Dänemark 69 Prozent und 
im Vereinigten Königreich 66 Prozent der Schweizer 
Preise. Nur in den USA sind die Hörgeräte teurer als in 
der Schweiz (vgl. Abb. 3). 
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Abbildung 3: Niveau der Ab-Werk-Preise (Medianpreise nach Rabatt) 

der zehn meistverkauften Hörgeräte (Top 10 in der 
Schweiz) für jeden der drei wichtigsten Hersteller, im pri-
vaten Sektor, pro Land (Daten 2018). Quelle: Analyse 
des Preisüberwachers 

Die Preisunterschiede sind besonders deutlich, wenn die 
Beschaffung der Hörgeräte durch staatliche Stellen er-
folgt. Abbildung 4 zeigt die Ab-Werk-Preisunterschiede 
der Modelle, die sowohl in der Schweiz als auch in Nor-
wegen (33 Gerätemodelle) bzw. in den USA (5 Modelle) 
bzw. in Dänemark (44 Modelle) verkauft werden. 

 

 

 

 
Abbildung 4: Niveau der Ab-Werk-Preise (Medianpreise nach Rabatt) im privaten bzw. öffentlichen Sektor, pro Land (Daten 2018). Anmerkung: 
Vergleich der Ab-Werk-Preise für die gleichen in der Schweiz sowie in Norwegen (33 Modelle) bzw. in den USA (5 Modelle) bzw. in Dänemark 
(44 Modelle) verkauften Hörgeräte. Quelle: Privater Sektor: Daten der drei grössten Hersteller. Öffentlicher Sektor: Veterans Affairs (VA) in den 
USA, Amgros (zentrale öffentl. Beschaffungsstelle) in Dänemark, Norsk Teknisk Audiologisk Forening in Norwegen. 
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Im Allgemeinen lassen sich die Preise von Hörgeräten 
mithilfe einer öffentlichen Beschaffungspolitik auf dem 
entsprechenden Markt deutlich reduzieren.27 Zu diesem 
Schluss kam auch die Eidgenössische Finanzkontrolle 
(EFK) bei ihrer Evaluation zur Abgabe von Hörmitteln in 
der Schweiz im Jahr 2007. Die EFK hat dem Bundesamt 
für Sozialversicherungen (BSV) empfohlen, die Beschaf-
fung von Hörgeräten mittels Ausschreibungen weiter zu 
prüfen.28 Die Hersteller, die an unserer Untersuchung 
teilgenommen haben, räumen ebenfalls ein, dass eine 
zentralisierte Beschaffung (wie im Vereinigten König-
reich oder in Dänemark) deutlich günstiger ist als der in 
der Schweiz gebräuchliche Einzelverkauf an Fachge-
schäfte.29 Allerdings ist die Bedeutung des privaten und 
des öffentlichen Sektors nicht in allen Ländern gleich 
(vgl. Abb. 5). In den beiden Ländern mit einem bedeu-
tenden öffentlichen Sektor, nämlich in Dänemark und im 
Vereinigten Königreich, sind die Preise der auf dem pri-
vaten Markt verkauften Hörgeräte ebenfalls niedriger als 
in anderen Ländern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Abbildung 5: Aufteilung des Hörgeräte-Beschaffungsmarktes auf den 
privaten bzw. öffentlichen Sektor, nach verkauften Einheiten, pro Land. 
Quelle: USA: The Hearing Review, Hearing Aid Sales Increase by 
2.5% in First Quarter of 2019, veröffentlicht am 1. Mai 2019; Däne-
mark: Amgros (zentrale öffentl. Beschaffungsstelle); Vereinigtes König-
reich: BIHIMA (British Irish Hearing Instrument Manufacturers Associa-
tion), Market Statistics Q1 2019. 

 

                                                             
27 Vgl. auch: Alcimed (2009), Etude européenne sur le marché et les 

prix des aides techniques destinées aux personnes handicapées et 
âgées en perte d’autonomie, CNSA. 

28 Eidgenössische Finanzkontrolle EFK (2007), Hilfsmittelpolitik zu 
Gunsten der Behinderten − Evaluation der Abgabe von Hörmitteln in 
der IV und AHV. 

29 Zu den Hörgerätepreisen im öffentlichen Sektor im Vereinigten 
Königreich stehen dem Preisüberwacher keine Daten zur Verfü-
gung. 
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Die unterschiedlichen nationalen Vergütungssysteme 
sowie die von den Konsumentinnen und Konsumenten 
gewählten Hörgeräte können ebenfalls zu den Unter-
schieden bei den Grosshandelspreisen zwischen den 
Ländern beitragen. Die Schweizer Konsumentinnen und 
Konsumenten sind mehrheitlich bereit, sich an den Kos-
ten zu beteiligen, und die Nachfrage nach High-End-
Hörgeräten ist hoch. In Deutschland, wo die Versiche-
rungen etwas höhere Beträge übernehmen, sind die 
Endkonsumentinnen und Endkonsumenten weniger zu 
Zuzahlungen bereit. Die Schweizer Kundschaft gilt als 
anspruchsvoll; sie erwartet ein sehr hohes Qualitäts- und 
Serviceniveau. Zudem ist schon lange bekannt, dass die 
Schweizerinnen und Schweizer tendenziell die teuren 
Modelle auswählen. Manche Hersteller verzichten gar 
auf den Verkauf ihrer günstigen Modelle in der 
Schweiz.30 Heute entscheiden sich über 50 Prozent der 
Trägerinnen und Träger von Hörgeräten in der Schweiz 
für Geräte der beiden High-End-Klassen.31 

Die Endverkaufspreise der Geräte schliesslich kann die 
Hörgeräte-Akustik-Branche völlig frei festlegen, je nach 
dem Umfang der Zusatzleistungen (Hörtest, Einstellun-
gen, Ersatz von Komponenten, Garantieverlängerung 
usw.). Gemäss Informationen auf den Websites der 
Fachhändler und den Umfrageergebnissen des Kassen-
sturz reicht der Verkaufspreis von 430 Franken für ein 
Gerät im Einstiegssegment bis zu 5100 Franken für 
High-End-Geräte.32 Ausserdem variiert der Verkaufs-
preis für genau das gleiche Hörgerät in der Schweiz je 
nach Verkaufsstelle stark, wobei die Preisdifferenz bis 
zu 57 Prozent ausmachen kann. Die Pauschalpreise für 
die Dienstleistungen (ohne Hörgerät) liegen je nach Her-
steller allein schon zwischen 350 und über 
2000 Franken,33 auch wenn nach Ansicht der Fachleute 
kein zuverlässiger Zusammenhang zwischen der 
Schwere der Hörbeeinträchtigung und dem Anpas-
sungsaufwand sowie den Kosten für ein Hörgerät be-
steht34. Für die Kundschaft sind die Hörgerätepreise oft 
wenig transparent. In der Gesamtrechnung sind zudem 
der Endpreis des Geräts und der Preis für die damit 
verbundenen Dienstleistungen häufig nicht separat aus-
gewiesen. Die IV-Stellen sollten deshalb die Rechnungs-
formulare besser prüfen. Die Versicherten ihrerseits 
sollten den Wettbewerb in der Hörgeräte-Akustik-
Branche spielen lassen, also möglichst bei verschiede-
nen Fachhändlern Offerten einholen und volle Transpa-
renz hinsichtlich des Preisniveaus eines Hörgerätes und 
der damit verbundenen Zusatzleistungen verlangen. 

                                                             
30 NZZ, Für die Schweiz nur die teuersten Hörgeräte, veröffentlicht am 

2. Mai 2010: 
https://www.nzz.ch/fuer_die_schweiz_nur_die_teuersten_hoergeraet
e-1.5614562. 

31 Jahresbericht eines Herstellers. 
32 Laut Informationen auf den Websites der Fachhändler, zum Beispiel 

Audibene: https://www.audibene.ch/hoergeraetepreise/, und 
Amplifon: https://www.amplifon.com/de/hoergeraete/preise.  

33 Abzocke bei Hörgeräten – umstrittene Servicepauschale, SRF-
Sendung «Kassensturz» vom 5. Juli 2017. 

34 BSV (2011), Ab 1.7.2011: Neues Pauschalsystem für Hörgeräte, 
Faktenblatt, veröffentlicht am 25. Mai 2011. 

Um den fortlaufenden Kostenanstieg zu bremsen, wurde 
in der Schweiz am 1. Juli 2011 ein neues Vergütungs-
system eingeführt. Das Tarifsystem wurde durch ein 
Pauschalsystem ersetzt, bei dem die IV- und AHV-
Versicherten einen festen Pauschalbeitrag für den Kauf 
eines einfachen geeigneten Qualitätsgeräts sowie für die 
Anpassungen und die Wartung durch eine Fachperson 
erhalten. Trotz einiger positiver Ergebnisse (leichte Zu-
nahme beim Wettbewerb und tieferer Durchschnittspreis 
bei den Geräten) ist das Niveau der Hörgerätepreise in 
der Schweiz im internationalen Vergleich weiterhin sehr 
hoch.35 

Die Ergebnisse des vom Preisüberwacher durchgeführ-
ten Auslandpreisvergleichs der Hörgerätepreise und -
märkte zeigen, dass sich die Preise für Hörgeräte mithil-
fe einer öffentlichen Beschaffungspolitik, wie sie in ande-
ren Ländern besteht, deutlich reduzieren lassen. Seit der 
6. IV-Revision verfügt der Bundesrat über ausreichende 
Instrumente in diesem Bereich. Der erste Teil der 6. IV-
Revision sieht unter anderem die Möglichkeit vor, Hilfs-
mittel wie Hörgeräte über öffentliche Vergabeverfahren 
zu beschaffen.36 Dieses neue Instrument könnte auf 
dem Hörgerätemarkt für einen echten Wettbewerb zwi-
schen den Anbietern sorgen und die Hörgeräte könnten 
ohne Qualitätseinbussen zu deutlich günstigeren Prei-
sen erworben werden. Die IV könnte zudem direkt mit 
den Herstellern verhandeln und nicht mehr nur mit den 
Abgabestellen.37 Um den Wettbewerb bei den Hörgerä-
ten anzukurbeln und eine Preissenkung herbeizuführen, 
empfiehlt der Preisüberwacher daher die folgenden 
Massnahmen: 

1) Zentrale Beschaffung der Hörgeräte durch eine 
Bundesstelle direkt bei den Herstellern mittels Aus-
schreibung. 

2) Abgabe der Geräte an die Trägerinnen und Träger 
in grossen regionalen Zentren, um die Effizienz des 
Vertriebs zu steigern. 

3) Bessere Kontrolle durch die IV-Stellen, dass die 
Vorgaben zur getrennten Verrechnung der verkauf-
ten Hörgeräte und der damit verbundenen Dienst-
leistungen eingehalten werden, um die Transparenz 
zu erhöhen und damit Druck auf die Preise auszu-
üben. 

4) Aufforderung an die Versicherten, vor allem bei den 
Zusatzleistungen, den Wettbewerb in der Hörgerä-
te-Akustik-Branche spielen zu lassen. 

                                                             
35 Im Vergleich zum Jahr 2014; siehe dazu Koch P., Hauri D., Hirter 

Ch., Mohler L. (IWSB), Kocher P.-Y., Scheiber L. (Kocher & Schei-
ber) (2014), Analyse der Preise in der Hörgeräteversorgung, For-
schungsbericht Nr. 11/14, im Auftrag des Bundesamtes für Sozial-
versicherungen. 

36 Vgl. Artikel 21quater1 des Bundesgesetzes über die Invalidenversiche-
rung (IVG): https://www.admin.ch/opc/de/classified-
compilation/19590131/index.html. 

37 BSV (2011), Die IV-Revision 6a, Faktenblatt, veröffentlicht im De-
zember 2011. 

https://www.nzz.ch/fuer_die_schweiz_nur_die_teuersten_hoergeraete-1.5614562
https://www.nzz.ch/fuer_die_schweiz_nur_die_teuersten_hoergeraete-1.5614562
https://www.audibene.ch/hoergeraetepreise
https://www.amplifon.com/de/hoergeraete/preise
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19590131/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19590131/index.html
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Der vollständige Bericht ist auf der Website des Preis-
überwachers abrufbar: 

www.preisueberwacher.admin.ch > Dokumentation > 
Publikationen > Studien & Analysen > 2020. 

 

10.  Wasser-, Abwasser- und Abfalltarife 
Nachdem in den letzten Jahren mehrere Tarife wegen 
Nichtanhörung des Preisüberwachers aufgehoben wur-
den, hat im Bereich der Wasserversorgung sowie der 
Abwasser- und Abfallentsorgung die Zahl von Anhörun-
gen nach einer Rekordzahl im Vorjahr nochmals um rund 
50 Prozent zugenommen. Nur dank der Möglichkeit der 
Selbstdeklaration und der Möglichkeit, die Vorprüfung 
selbst durchzuführen sowie der zunehmend engeren 
Zusammenarbeit mit den Kantonen, konnte die grosse 
Anzahl der Meldungen bewältigt werden. Neuerdings 
besteht auch für den Bereich Abfall eine Checkliste mit 
der Möglichkeit der Selbstdeklaration. Zudem werden im 
Gebührenvergleich Abfall neu die biogenen Abfälle expli-
zit berücksichtigt. 

10.1 Anhörungspflicht 
Nachdem in den letzten beiden Jahren im Kanton Zürich 
die Annullationen von Wassertarifen durch Zürcher Be-
zirksratsentscheide wegen fehlender Anhörung des 
Preisüberwachers die Aufmerksamkeit der Gemeinden 
geweckt hatte, erfolgten dieses Jahr analoge Entscheide 
im Kanton Waadt und Tessin38.  

In zahlreichen Fällen musste der Preisüberwacher die 
Gemeinden darauf hinweisen, dass die Anhörung des 
Preisüberwachers zwingend vor dem Entscheid der 
zuständigen Behörde zu erfolgen hat. Je nachdem, ob 
die Gebühren bereits in Kraft sind oder nicht, hat die 
Gemeinde unterschiedliche Möglichkeiten, mit dem mit 
einem formellen Fehler behafteten Entscheid umzuge-
hen: 

a) Wenn die (angepassten) Tarife bereits in Kraft sind: 
Die Behörde kann den mit einem formellen Fehler 
behafteten Entscheid aufheben und den Preisüber-
wacher nach der Aufhebung konsultieren. Weiter 
besteht die Möglichkeit, dass die Gemeinde bei der 
nächsten Anpassung des Reglements (mit oder oh-
ne Gebührenanpassung), den Preisüberwacher im 
Rahmen dieser Revision zu den bereits in Kraft ge-
setzten Gebühren konsultiert. Hierzu muss die Ge-
meinde resp. der Kanton bereit sein, eine negative 
Empfehlung des Preisüberwachers nochmals der 
zuständigen Behörde zum Entscheid vorzulegen und 
die Tarife gegebenenfalls anzupassen resp. eine 
Abweichung von der Empfehlung zu begründen. Das 
damit verbundene rechtliche Risiko einer zwischen-
zeitlichen Beschwerde trägt die Gemeinde resp. der 
Kanton bis zur Konsultation des Preisüberwachers.  

b) Wenn die (angepassten) Tarife noch nicht in Kraft 
sind: Auf eine nachträgliche Prüfung verzichtet der 
Preisüberwacher in der Regel. Wenn das angepass-

                                                             
38 Diese betrafen Concise, Lugano und Torricella-Taverne. 

te Reglement aber noch nicht in Kraft ist, kann der 
Preisüberwacher eine nachträgliche Prüfung vor-
nehmen. Hierzu muss aber die Zusicherung der 
Gemeinde resp. des Kantons vorliegen, die Tarifvor-
lage zusammen mit der allfälligen Empfehlung des 
Preisüberwachers nochmals der zuständigen Be-
hörde zum Entscheid vorzulegen. Nur so kann der 
Sinn und Zweck dieser Bestimmung, dass die zu-
ständige Behörde den Entscheid in Kenntnis der 
Empfehlung des Preisüberwachers fällen kann, 
nachträglich noch erfüllt werden. Ist die Gemeinde-
versammlung resp. das Parlament für die Anpas-
sung der Gebühren zuständig, so bedeutet dies im 
konkreten Fall, dass die Vorlage der Gebühren so-
wie das Reglement zur Genehmigung an der Ge-
meindeversammlung resp. dem Parlament noch 
einmal (und zwar vor der Inkraftsetzung) unterbreitet 
werden müssten. Ist die Exekutive für die Genehmi-
gung der Gebühren zuständig, so müssten die Ge-
bühren nach deren Entscheid mit dem Hinweis auf 
die Empfehlung des Preisüberwachers nochmals 
publiziert werden. 

c) Die Gemeinde resp. der Kanton unternimmt keine 
Anstrengungen zur Korrektur des rechtsfehlerhaften 
Entscheides und trägt damit das Beschwerderisiko. 

10.2 Neuer Rekord an Anhörungen 

Als Folge der Entscheide und der Berichterstattung der 
Medien dazu hat der Preisüberwacher dieses Jahr deut-
lich mehr Konsultationsanfragen aus dem Kanton Zürich, 
den angrenzenden Kantonen und dem Kanton Waadt 
erhalten. Aus dem Kanton Tessin gab es besonders 
viele Anhörungen zu Abfall - einerseits weil auch im 
Kanton Tessin in einem Entscheid festgestellt wurde, 
dass die Anhörung des Preisüberwachers zwingend ist 
und der Kanton die Gemeinden anschliessend in einem 
Rundschreiben darauf aufmerksam gemacht hat, ande-
rerseits weil die Tessiner Gemeinden aufgrund des In-
krafttretens der neuen kantonalen Bestimmungen über 
die Finanzierung der Abfallwirtschaft im Kanton Tessin39, 
die Abfallreglemente und -tarife anpassen mussten. 
Insgesamt musste der Preisüberwacher dieses Jahr 
über 200 Anhörungen bearbeiten. 

Da die Anhörung des Preisüberwachers und der korrek-
te Umgang mit der Empfehlung einige Zeit in Anspruch 
nimmt, wurden die Selbstdeklaration und auch die Mög-
lichkeit, die Vorprüfung selbst durchzuführen, um von 
einer kürzeren Anhörungsfrist zu profitieren, rege ge-
nutzt. Seit Oktober 2019 gibt es eine solche Checkliste 
auch im Bereich Abfall.  

Es ist nicht so, dass der Preisüberwacher bei einer 
Selbstdeklaration in jedem Fall ganz auf eine Überprü-
fung verzichtet. Noch gibt es kleinere und grössere 
Missverständnisse und in gewissen Fällen gibt der 
Preisüberwacher noch Teilempfehlungen zu einzelnen 
Punkten ab, insbesondere, wenn einer oder mehrere 

                                                             
39 Änderung des Art. 10 des kantonalen Ausführungsgesetzes zum 

Bundesgesetz über den Umweltschutz LALPAmb, welcher am 
01.07.2017 in Kraft getreten ist. 

http://www.preisueberwacher.admin.ch/
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Punkte der vom Preisüberwacher publizierten Checkliste 
nicht erfüllt sind. 

Auch wenn nicht alle Punkte der Checkliste für eine rei-
ne Selbstdeklaration erfüllt sind, kann die Gemeinde von 
einer deutlich kürzeren Anhörungsfrist profitieren, wenn 
sie die Vorprüfung anhand der Checkliste selber durch-
führt. Von dieser Möglichkeit haben auch dieses Jahr 
wieder viele Gemeinden profitiert, um den Entschei-
dungsprozess für die Gebührenanpassung noch vor 
Ende Jahr abschliessen zu können. 

Nur dank diesen optimierten Prozessen konnte die er-
neute Rekordzahl von Anhörungen noch bewältigt wer-
den. 

10.3 Wichtige Fälle 
Dieses Jahr standen etliche Gebührenfälle grösser Städ-
te zur Beurteilung an. 

Wasser Basel 

Mit den Industriellen Werken Basel (IWB) konnte eine 
Einigung zu den Wassertarifen erzielt werden. Diese 
werden moderat um 15 Rappen pro Kubikmeter Wasser 
erhöht, gleichzeitig wird vereinbart, dass diese Preise 
wiederum für zehn Jahre gelten sollen. 

Wasser St. Gallen  

Die Stadt St. Gallen hat dem Preisüberwacher im Früh-
ling eine Wasserpreissenkung unterbreitet. Nach einge-
hender Prüfung erhielt die Stadt St. Gallen eine Empfeh-
lung, die Gebühren deutlich stärker zu senken als vor-
gesehen. Dieser ist die Stadt zum Teil gefolgt. Immerhin 
hat sie die Gebühren deutlich stärker gesenkt als ur-
sprünglich angekündigt.  

Abfall St. Gallen 

Der Preisüberwacher hat dem Stadtrat St. Gallen emp-
fohlen, die Abfallgebühren so zu senken, dass der Ge-
bührenertrag zumindest in den kommenden fünf Jahren 
um jährlich rund 1.5 Mio. Franken tiefer ausfällt (Total 
Ertragsrückgang 7.5 Mio. Franken). Der Stadtrat ist die-
ser Empfehlung teilweise gefolgt. Er sieht kurzfristig, d.h. 
für 2020 weitergehende Massnahmen vor als vom 
Preisüberwacher vorgeschlagen. So soll die Grundge-
bühr 2020 gänzlich erlassen werden und zudem sollen 
an alle Haushalte wahlweise zwei Rollen 35-Liter-
Abfallsäcke oder vier Rollen 17-Liter-Abfallsäcke gratis 
abgegeben werden. Ab 2021 wird die jährliche Grund-
gebühr von derzeit Fr. 45.80 auf Fr. 25.- gesenkt wer-
den. Über einen Zeitraum von fünf Jahren resultieren 
aus diesen Massnahmen kumulierte Ertragsrückgänge 
von rund 6.8 Mio. Franken.  

KVA Dietikon - Limeco 

Nebst den kommunalen Abfalltarifen wurden auch Ver-
brennungspreise von Kehrichtverbrennungsanlagen 
untersucht. Mit Limeco konnte keine einvernehmliche 
Regelung für tiefere Preise gefunden werden. Im August 
2018 eröffnete der Preisüberwacher deshalb ein formel-
les Verfahren in Hinblick auf den Erlass einer Verfügung 
gegenüber der Limeco. Gegenstand der Verfügung wer-
den die Verbrennungspreise für Siedlungsabfälle der 

KVA Dietikon sein. Das formelle Verfahren auf Erlass 
einer beschwerdefähigen Verfügung war Ende 2019 
noch im Gang. 

10.4 Berücksichtigung der Sammlung biogener Ab-
fälle beim Gebührenvergleich des Preisüberwa-
chers 

Seit mehr als 10 Jahren publiziert der Preisüberwacher 
einen Gebührenvergleich für die Bereiche Wasser, Ab-
wasser und Abfall für Gemeinden mit mehr als 5000 
Einwohnern.40 Die Gebührensysteme in der Schweiz 
sind sehr vielfältig und die Höhe der Gebühren lässt sich 
nicht ohne Weiteres vergleichen. Für seinen Gebühren-
vergleich verwendet der Preisüberwacher standardisier-
te Haushaltstypen. Die entsprechenden Gebühren wer-
den periodisch auf Grund der gültigen Gebühren be-
rechnet. Neu wird beim Abfall unterschieden, ob eine 
Gemeinde eine umfassende Sammlung biogener Abfälle 
anbietet oder nicht. 

Bei der Abfallentsorgung sind die Leistungen der Ge-
meinden nicht einheitlich. Die Anzahl der Sammeltouren 
und die Dienstleistung der Separatsammlungen sind 
sehr unterschiedlich. Zum Beispiel wird nicht in allen 
Gemeinden eine Grünabfuhr angeboten. Besteht ein 
derartiges Angebot, so wird dieses bei einigen Gemein-
den über die Grundgebühr finanziert, bei den anderen 
muss es separat bezahlt werden. Da im Gebührenver-
gleich die Grundgebühr auf die Säcke umgerechnet 
wird, ist der Preis pro Sack bei jenen Gemeinden, wel-
che eine Grünabfuhr über die Grundgebühren finanzie-
ren, höher als bei Gemeinden, die die Grünabfuhr sepa-
rat verrechnen. Mit der Einführung eines separaten Mo-
dells für Gemeinden, welche eine umfassende Samm-
lung biogener Abfälle anbieten, wird für diese Gemein-
den eine bessere Vergleichbarkeit erreicht. 

Da in den letzten Jahren die Sammlung von biogenen 
Abfällen zur Produktion von Biogas stark ausgebaut 
wurde, gibt es im Bereich Abfall des Gebührenvergleichs 
des Preisüberwachers neu zwei Vergleichsgruppen: eine 
mit umfassender Sammlung biogener Abfälle und eine 
ohne umfassende Sammlung biogener Abfälle. Bei der 
Auswertung der Daten der neuen Vergleichsgruppe 
zeigte sich, dass mittlerweile fast die Hälfte der erfassten 
Gemeinden eine umfassende Sammlung biogener Abfäl-
le anbietet. Finanziert wird diese unterschiedlich: über 
Grundgebühren, über jährliche Pauschalen pro Contai-
ner oder über eine Gebühr pro Einzelleerung. Im Ge-
gensatz zur reinen Grünabfuhr von Rüst- und/oder Gar-
tenabfällen können von einer umfassenden Sammlung 
(inklusiv Speisereste) alle Haushalte profitieren. Für die 
neue Auswertung hat die Preisüberwachung ein neues 
Mengengerüst erstellt, welches die separate Sammlung 
von biogenen Abfällen berücksichtigt. Für Gemeinden, 
welche nur Rüst- und/oder Gartenabfälle sammeln, wird 
nach wie vor mit dem bisherigen Modell gerechnet. 

Die entsprechenden Informationen wurden grösstenteils 
auf den Internetseiten der Gemeinden gesammelt. Beim 
Vergleich der Gebühren geht der Preisüberwacher da-
                                                             
40 http://www.preisvergleiche.preisueberwacher.admin.ch/. 

http://www.preisvergleiche.preisueberwacher.admin.ch/
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von aus, dass die Angaben der Gemeinden auf Ihren 
Webseiten aktuell sind. 

 

11. Grosse Unterschiede bei den Elternbeiträgen für 
Kinder und Jugendliche in Sonderschulheimen 

Die Beiträge der Unterhaltspflichtigen (Eltern) für Kin-
der/Jugendliche in Sonderschulheimen (Behinderten-
schulheimen) betragen je nach Kanton zwischen 10 und 
42 Franken pro Tag. Weil der Grundschulunterricht un-
entgeltlich ist, sollten Unterhaltspflichtige gemäss Bun-
desgericht jedoch nur so viel bezahlen müssen, wie sie 
aufgrund der Abwesenheit der Kinder einsparen. Einspa-
rungen sind nur bei der Verpflegung möglich. Der Preis-
überwacher erwartet von den betroffenen Kantonen, die 
Beiträge auf maximal 16 Franken zu senken. 

11.1 Einleitung 
Seit dem 1. Januar 2008 sind die Kantone allein für die 
Sonderschulung als Teil des öffentlichen Bildungsauf-
trags zuständig.41 Der verfassungsrechtliche Anspruch 
auf ausreichenden und unentgeltlichen Grundschulunter-
richt gemäss Artikel 19 Bundesverfassung (BV) gilt auch 
für die Sonderschulung (vgl. Art. 62 Abs. 3 BV). 

11.2 Ergebnisse der Marktbeobachtung 
Die Marktbeobachtung des Preisüberwachers hat erge-
ben, dass die Bandbreite der Beiträge der Unterhalts-
pflichtigen (BU) für Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre 
in Sonderschulheimen (Behindertenschulheimen) sehr 
gross ist. 

 

                                                             
41 Zuvor leistete der Bund auf der Grundlage der Invalidenversiche-

rung finanzielle Beiträge. 
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Abbildung 6: Beiträge von Unterhaltspflichtigen 2018 für Kinder und Jugendliche bis zum Alter von 18 Jahren in Sonderschulheimen pro Tag 
(Dauer- oder Wochenaufenthalt während Schulwochen, 200 Tage/Jahr) 

Alle Kantone ausser Appenzell Innerrhoden, Basel-Stadt 
und Basel-Landschaft erheben einkommensunabhängi-
ge BU; diese gehen von 10 Franken bis 42 Franken pro 
Tag. Im Kanton Genf mit dem zweithöchsten Beitrag (30 
Franken) sind Ermässigungen bei niedrigen Einkommen 
(bis zu CHF 95 000 einheitliches massgebliches Ein-
kommen) vorgesehen. 

• 3 Kantone fordern hohe BU zwischen 30 und 42 
Franken; 

• 6 Kantone fordern überdurchschnittliche BU zwi-
schen 20 und 25.80 Franken; 

• 8 Kantone fordern durchschnittliche BU zwischen 
14.40 und 18 Franken; 

• 6 Kantone fordern tiefe BU zwischen 10 und 13.50 
Franken. 

In Abbildung 6 sind die drei Kantone Appenzell Inner-
rhoden, Basel-Stadt und Basel-Landschaft nicht aufge-
führt, weil sie einkommensabhängige BU erheben. Die-
se gehen bis 50 Franken (Kanton Basel-Stadt), bis 80 
Franken (Kanton Appenzell Innerrhoden) bzw. bis 
137.50 Franken (Kanton Basel-Landschaft). 

11.3 Analyse 
Die «Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtun-
gen (IVSE)»42 der Konferenz der kantonalen Sozialdirek-
torinnen und Sozialdirektoren (SODK) hält in Artikel 22 
Absatz 1 fest: «Die Höhe der Beiträge der Unterhalts-
pflichtigen im Rahmen der IVSE entspricht den mittleren 
Tagesaufwendungen für Kost und Logis für eine Person 

                                                             
42 https://ch-

sodk.s3.amazonaws.com/media/files/01_17.04.01_Vereinbarung_IV
SE_dt.pdf. Die Vereinbarungskonferenz hat am 23. November 2018 
einer Teilrevision zugestimmt, die den Artikel 22 jedoch nicht an-
passt.  

in einfachen Verhältnissen.» Der Kommentar43 zu die-
sem Artikel präzisiert: «Die Höhe des BU entspricht ei-
ner mittleren Tagesaufwendung für eine Person in einfa-
chen Verhältnissen und liegt damit zwischen Fr. 25.- und 
Fr. 30.-.» 

Aus zwei Bundesgerichtsurteilen44 auf der Grundlage 
von Artikel 19 Bundesverfassung ergibt sich Folgendes 
(es ging um einen Mittagstisch bzw. um Lagerwochen, 
Exkursionen, etc., soweit diese obligatorisch sind): Den 
Unterhaltspflichtigen dürfen höchstens diejenigen Kos-
ten in Rechnung gestellt werden, die aufgrund der Ab-
wesenheit der Kinder/Jugendlichen zu Hause eingespart 
werden können. Das gilt für die Verpflegung. Die Be-
treuung kann nicht in Rechnung gestellt werden, falls die 
Kinder/Jugendlichen wegen der Schulung nicht nach 
Hause gehen können. Auch die Unterkunft kann nicht in 
Rechnung gestellt werden, weil die Unterhaltspflichtigen 
die Unterkunft für die Kinder/Jugendlichen auch während 
der auswärtigen Schulung bereithalten müssen (für Wo-
chenenden und Ferien). Die Unentgeltlichkeitsregel für 
besondere Aufwendungen gilt auch im Falle von Behin-
derungen. 

Zur Festlegung der Verpflegungskosten stützt sich das 
Bundesgericht auf Merkblätter der eidgenössischen 

                                                             
43 https://ch-

sodk.s3.amazonaws.com/media/files/02_15.10.01_Kommentar_zur_
IVSE_dt.pdf  

44 Entscheid 2C_433/2011 vom 1. Juni 2012 (Erwägung 5.2): 
http://www.servat.unibe.ch/dfr/bger/120601_2C_433-2011.html 

 Entscheid 2C_206/2016 vom 7. Dezember 2017 (Erwägungen 3.1.3 
und 2): 
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?la
ng=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date
=&from_year=2016&to_year=2019&sort=relevance&insertion_date=
&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=2C_2
06%2F2016&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&o
rig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F144-I-
1%3Ade&number_of_ranks=21&azaclir=clir 
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https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/01_17.04.01_Vereinbarung_IVSE_dt.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/01_17.04.01_Vereinbarung_IVSE_dt.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/02_15.10.01_Kommentar_zur_IVSE_dt.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/02_15.10.01_Kommentar_zur_IVSE_dt.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/02_15.10.01_Kommentar_zur_IVSE_dt.pdf
http://www.servat.unibe.ch/dfr/bger/120601_2C_433-2011.html
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=2016&to_year=2019&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=2C_206%2F2016&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F144-I-1%3Ade&number_of_ranks=21&azaclir=clir
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=2016&to_year=2019&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=2C_206%2F2016&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F144-I-1%3Ade&number_of_ranks=21&azaclir=clir
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=2016&to_year=2019&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=2C_206%2F2016&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F144-I-1%3Ade&number_of_ranks=21&azaclir=clir
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=2016&to_year=2019&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=2C_206%2F2016&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F144-I-1%3Ade&number_of_ranks=21&azaclir=clir
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=2016&to_year=2019&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=2C_206%2F2016&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F144-I-1%3Ade&number_of_ranks=21&azaclir=clir
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=2016&to_year=2019&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=2C_206%2F2016&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F144-I-1%3Ade&number_of_ranks=21&azaclir=clir
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=2016&to_year=2019&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=2C_206%2F2016&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F144-I-1%3Ade&number_of_ranks=21&azaclir=clir
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Steuerverwaltung45. Ausgehend vom Merkblatt N2/2007 
kann für eine volle Verpflegung pro Tag in Rechnung 
gestellt werden: 

• Kinder bis 6jährig: CHF 5.50; 

• Kinder über 6jährig bis 13jährig: CHF 10.50; 

• Kinder über 13jährig bis 18jährig: CHF 16.00. 

11.4 Fazit und Empfehlung des Preisüberwachers 
Einzelne Kantone (mit hohen Beiträgen)46 machen gel-
tend, es handle sich um einen «Kostgeldbeitrag» pro 
Internatstag für Unterkunft, Verpflegung und Betreuung, 
der «losgelöst von der durch die öffentliche Hand zu 
gewährleistenden Unentgeltlichkeit des Grundschulun-
terrichts» sei. Andere Kantone (mit niedrigen Beiträ-
gen)47 bestätigen, es handle sich um einen Beitrag an 
die Verpflegung. 

Der Preisüberwacher vertritt den Standpunkt, dass die 
Erwägungen der Bundesgerichtsurteile analog auch für 
die Betreuung von Kindern/Jugendlichen gelten, die 
aufgrund einer Behinderung notwendigerweise in einem 
Sonderschulheim untergebracht werden müssen, damit 
sie von der schulischen Grundbildung profitieren kön-
nen. 

Die BU für Kinder und Jugendliche in Sonderschulhei-
men dürfen nicht an den Kosten ausgerichtet werden, 
die im Sonderschulheim anfallen. Massgeblich ist viel-
mehr die Höhe der Kosten, die bei den Unterhaltspflich-
tigen aufgrund der Abwesenheit der Kinder/Jugendlichen 
wegfallen. Das betrifft ausschliesslich die Verpflegung. 
Für Unterkunft und Betreuung dürfen keine BU eingefor-
dert werden, weil diese für die Schulung der Kin-
der/Jugendlichen notwendig sind. 

Vor diesem Hintergrund sind die BU zahlreicher Kantone 
zu hoch. 

Die Erhebung einkommensabhängiger BU ist mit den 
Entscheiden des Bundesgerichts grundsätzlich nicht 
vereinbar, weil die Einsparungen aufgrund der Abwe-
senheit der Kinder nicht einkommensabhängig sind. 

Der Preisüberwacher erwartet 

• dass die Kantone die BU in Abhängigkeit des Alters 
der Kinder/Jugendlichen differenzieren und auf ma-
ximal 16 Franken pro Tag senken; 

• dass die SODK den Artikel 22 der IVSE und den 
Kommentar dazu entsprechend anpasst. 

Er behält sich Empfehlungen an die betroffenen Kanto-
ne vor. 

                                                             
45 Merkblatt N2/2007 Naturalbezüge von Arbeitnehmenden bzw. Merk-

blatt NL1/2007 Privatanteile/Naturalbezüge und Naturallöhne: 
https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-
bundessteuer/direkte-
bundessteuer/fachinformationen/merkblaetter.html 

46 Genf, Bern, Neuenburg, Basel-Stadt 
47 Schaffhausen, Graubünden 

12. Zollabfertigung 
Die Preise in der Schweiz sind im Vergleich zum Ausland 
in vielen Fällen überhöht. Wirksame Mittel zur Stärkung 
des freien Wettbewerbs und zur Beseitigung der Preisun-
terschiede sind unter anderen der Abbau von Zöllen und 
die Vereinfachung und Vergünstigung der Zollabferti-
gungsverfahren. Dagegen regt sich zunehmend politi-
scher und rechtlicher Widerstand. 

12.1 Hochpreisinsel Schweiz und Zoll 
Die Schweiz ist seit Jahren eine stabile Hochpreisinsel. 
Akzentuiert hat sich das Problem 2011/2012, 2014 und 
dann nochmals 2018 mit der jeweiligen Frankenaufwer-
tung, welche die Preise in Euro im Ausland komparativ 
vergünstigt haben. Der Einkauf im Ausland ist deshalb 
seit Jahren äusserst interessant, und zwar nicht nur für 
(private) Konsumenten, sondern auch für das produzie-
rende Gewerbe: Manch ein Unternehmen ist zunehmend 
auf die Beschaffung von Material, Halbfabrikaten, Teilen 
oder Werkzeugen und Maschinen aus dem Ausland 
ausgewichen. Dabei können grundsätzlich zwei Arten 
von Auslandeinkaufstätigkeiten unterschieden werden: 
Der sogenannte persönliche Grenzübertritt und der Dis-
tanzkauf (Einfuhr auf dem postalischen oder Spediti-
onsweg) . Während Firmen praktisch ausschliesslich per 
Distanzkauf im Ausland einkaufen, führen Private Waren 
sowohl im persönlichen Grenzübertritt als auch auf dem 
Weg des Distanzkaufs ein, wobei Letzteres dank dem 
sogenannten «Online-Shopping» in den letzten Jahren 
stark zunahm.  

Die Politik ist von dieser Entwicklung beunruhigt. Wäh-
rend die Konsumenten das sich ausweitende Angebot 
insb. im Distanzhandel schätzen und den Wettbewerb 
spielen lassen, gibt es natürlich auch Verlierer von die-
ser Entwicklung (insbesondere der lokale Distanz-, we-
niger ausgeprägt auch der lokale stationäre Handel so-
wie lokale Produzenten, insbesondere Landwirte).  

So versuchen verschiedene Anspruchsgruppen insb. 
Massnahmen am Zoll zu nutzen, um den Auslandeinkauf 
einzudämmen 

12.2. Entlastungen und Belastungen am Zoll 
Die Eindämmung des Auslandeinkaufs kann grundsätz-
lich auf verschiedene Arten geschehen: Die volkswirt-
schaftlich zweifellos sinnvollste Lösung besteht dabei in 
der Schleifung der Hochpreisinsel. Durch Bemühungen, 
Importbeschränkungen zu vermindern und den grenz-
überschreitenden Handel zu vereinfachen, wurde hier 
besonders anfangs dieses Jahrtausends ein Beitrag zu 
leisten versucht (Stichwort Cassis de Dijon48). Aktuell 
wurde ein neuer Anlauf in diese Richtung genommen mit 
dem Bemühen, die Industriezölle abzuschaffen49. Der 
Preisüberwacher setzt sich in jedem Fall für offene 

                                                             
48 Vgl. RPW 2005/5, S. 741, 2006/5, S. 762, 2010/5, S. 837. 
49 Ursprünglich war geplant gewesen, auch die landwirtschaftlichen 

Zölle abzuschaffen. Hiervon wurde aber leider wieder Abstand ge-
nommen. 

https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/direkte-bundessteuer/fachinformationen/merkblaetter.html
https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/direkte-bundessteuer/fachinformationen/merkblaetter.html
https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/direkte-bundessteuer/fachinformationen/merkblaetter.html
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Grenzen und den Abbau von Handelshemmnissen ein 
und hat entsprechend diese Initiative befürwortet50. 

Zunehmend wird jedoch leider auch wieder der umge-
kehrte Weg ins Auge gefasst: Die Forderung nach Han-
delsbeschränkungen wird auch hierzulande immer lau-
ter. Systematisch sind hier folgende Möglichkeiten zu 
unterscheiden: Am stärksten schränken Einfuhrverbote 
den Auslandeinkauf ein, während dem tarifarische und 
nichttarifarische Handelshemmnisse wie Zölle, Einfuhr-
steuern und technische Handelshemmnisse den Aus-
landeinkauf zwar nicht ausschliessen, ihn aber weniger 
attraktiv machen.  

Neue Einfuhrbeschränkungen (etwa das Verbot der Ein-
fuhr von Pelzen) werden zwar selten – und wenn, in der 
Regel nicht zum Schutze der hiesigen Wirtschaft, son-
dern aus Konsumenten-, Umwelt- oder Tierschutzgrün-
den gefordert51, und ebenso werden kaum grundsätzlich 
neue oder höhere tarifarische Handelshemmnisse ge-
fordert52. Bei den nichttarifarischen Handelshemmnissen 
sieht dies jedoch ganz anders aus: Zu diesen gehören 
neben den technischen Handelshemmnissen53 die ad-
ministrativen Aufwendungen, welche bei der Einfuhr von 
Waren zur Deklaration derselben anfallen54. Insbeson-
dere beim Distanzkauf kann dies eine wesentliche Hürde 
darstellen55: Für die Dienstleistung der Zollveranlagung 
fakturieren die mit der Einfuhr beauftragten Firmen 
(KEP56-Dienstleister oder Spediteure) dem Empfänger in 
vielen Fällen nicht nur die dem Staat zu entrichtenden 
Zollabgaben und Einfuhrsteuern, sondern auch ihre ei-
genen Aufwendungen in Form von Zollabfertigungsge-
bühren57. Diese „Verzollungskosten“ sind besonders 
problematisch für Gegenstände von geringem Wert. Seit 
Jahren erhält der Preisüberwacher eine konstant hohe 
Zahl von rund 100 Meldungen im Jahr zu diesem The-
ma. Dementsprechend ist der Preisüberwacher auch seit 

                                                             
50 Z.B. Motion Sauter 17.3564. Stärkung unseres Wirtschaftsstandor-

tes dank der Abschaffung von Industriezöllen. 
51 Vgl. Petition Aeberhard 18.2010 Für ein Pelz-Importverbot in der 

Schweiz. 
52 Eine Ausnahme stellt die Landwirtschaft dar, wo jeweils je nach 

Marktsituation die Zollansätze gesenkt oder erhöht werden, vgl. AEV 
(SR 916.01) Art. 9; Die Forderung hingegen, auf grundsätzlich ge-
schuldete, aber aus verwaltungsökonomischen Gründen nicht ein-
geforderte Steuern und Abgaben nicht mehr zu verzichten, steht im 
Raum. 

53 Unterschiedliche technische Vorschriften (Produktevorschriften), die 
unterschiedliche Anwendung solcher Vorschriften oder die Nichtan-
erkennung von im Ausland vorgenommenen Konformitätsbewertun-
gen. 

54 Generell müssen alle Waren aus dem Ausland zur Einfuhrveranla-
gung angemeldet werden. Auf die Zollbehandlung könnte nur ver-
zichtet werden, wenn unser Land mit anderen Staaten durch eine 
Zollunion verbunden wäre. 

55 Während die Zollabfertigung bei Kleinsendungen und Paketen bis 
30 kg in der Regel von KEP-Dienstleistern (Kurier- Express, Paket-
Dienstleister; z.B. Post, DHL, DPD, etc.) durchgeführt wird, erfolgt 
dies bei schwereren oder sperrigen Paketen in vielen Fällen durch 
einen Spediteur. 

56 Kurier- Express-, Paket-/Postdienstleister. 
57 Die Zollabfertigungsgebühren sind keine staatlichen Abgaben, daher 

gibt es dafür auch keine gesetzliche Grundlage. Mit diesen Gebüh-
ren decken die KEP-Dienstleister ihren Verzollungsaufwand. Die 
Rechtmässigkeit der Erhebung dieser Gebühren ist daher eine zivil-
rechtliche Angelegenheit. 

Jahren intensiv mit diesem Thema beschäftigt. Insbe-
sondere hat er in den letzten Jahren – um die Kosten 
der Zollvorlage in Grenzen zu halten – einvernehmliche 
Regelungen mit diversen KEP-Dienstleistern und Spedi-
teuren abgeschlossen. Mit diesen Regelungen konnte 
erreicht werden, dass ein relativ einheitliches Preismo-
dell angewendet wird und früher übliche Rechnungsstel-
lungen in Höhe von 50 Franken und mehr im Normalfall 
für Sendungen mit geringem Warenwert nicht mehr vor-
kommen. Im Jahr 2017 hat der Preisüberwacher erst-
mals – und in zwei Fällen – das Scheitern der Bemü-
hungen um eine einvernehmliche Regelung feststellen 
müssen. Er hat deshalb den Artikel 105b ZV angerufen, 
gemäss welchem der Zoll dem sogenannten zugelasse-
nen Empfänger die vereinfachte Verzollung vorzuschrei-
ben hat, wenn der Preisüberwacher vergleichsweise 
hohe Entgelte für die Zollvorlage feststellt. Die entspre-
chenden Verfügungen der Zollverwaltung wurden ange-
fochten, die Beschwerdeverfahren sind gegenwärtig 
beim Bundesverwaltungsgericht hängig. 

Zudem fordert der Preisüberwacher seit Jahren die Er-
höhung der im Distanzhandel zur Anwendung gelangen-
den sogenannten Freigrenze von 5 auf 10 Franken58. 
Dies würde den Aufwand verringern59. Allerdings wird 
zunehmend gefordert, die heute bestehenden Ausnah-
men von der Erhebung von Zöllen und Einfuhrsteuern 
aufzuheben oder zu verringern. Die Forderung nach 
Abschaffung oder Verringerung60 der Freigrenzen wurde 
sowohl bezüglich persönlichem61 Grenzübertritt62 als 
auch bezüglich Distanzhandel vermehrt gestellt. Glückli-
cherweise hat bisher der Ständerat diesbezüglich immer 
wieder sein volkswirtschaftliches Gewissen bezeugt und 
solche Vorstösse letztendlich versenkt63.  

                                                             
58 Die sogenannte «Freigrenze», namentlich der Freibetrag von 5 

Franken, wurde aus verwaltungsökonomischen Gründen eingeführt: 
Fallen Mehrwertsteuer- und Zollabgaben unter den Wert von 5 
Franken, so werden diese nicht erhoben, um dem Staat unverhält-
nismässigen Aufwand zu vermeiden. 

59 Die Einfuhren, für welche Steuern und Zollabgaben zwischen 5 und 
10 Franken vorgesehen sind, müssten dann zwar weiterhin dekla-
riert werden, aber immerhin würden der Geldfluss und die damit für 
den in Vorleistung gehenden Verzollungsdienstleister verbundenen 
Risiken entfallen. 

60 Motion Vonlanthen 18.3540 (Mehrwertsteuerpflicht von Online-
Plattformen bei Verkäufen aus dem Ausland in die Schweiz), ange-
nommen vom Ständerat (24.09.2018) und vom Nationalrat 
(13.03.2019). 

61 Der Import bei persönlichem Grenzübertritt ist anders geregelt als 
der Import via Versand (Regelung im Distanzhandel vgl. Fussnote 
57 hiervor). Zugelassen ist bei persönlichem Grenzübertritt zur Zeit 
ein Import im Wert von 300 Franken pro 24 Stunden. Mengenmässi-
ge Beschränkungen der zollfreien Einfuhr gibt es zudem bei Fleisch, 
Alkohol, Tabakwaren und Treibstoffen. 

62 Motion Hösli 17.3131 (Den Schweizer Detailhandel nicht benachtei-
ligen), vom Ständerat abgelehnt am 06.03.2019; Motion Dobler 
17.3417 (Die elektronische Selbstverzollung vermindert die Bürokra-
tie und ermöglicht die Flexibilisierung der Zollfreigrenze), vom Stän-
derat abgelehnt am 06.03.2019, Motion FiKo NR 19.3975 (Steuer-
gerechtigkeit im kleinen Grenzverkehr), im Parlament noch nicht be-
handelt. 

63 So zum Beispiel die Motion Hösli (17.3131), mit welcher der Bun-
desrat aufgefordert wurde, die Freigrenze für die mehrwertsteuerbe-
freite Einfuhr von Waren aus dem Ausland zum privaten Gebrauch 
von 300 auf 50 Franken zu reduzieren. 
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Schwieriger abzulehnen sind Vorstösse, welche vorder-
gründig die Aufhebung einer Ungerechtigkeit oder Un-
rechtmässigkeit fordern, etwa verstärkte Kontrollen am 
Zoll64, oder die fiskalische Gleichbehandlung von aus-
ländischen Händlern mit Schweizer Händlern65. Ob hier 
wirklich in jedem Fall die Beseitigung einer Ungerechtig-
keit bzw. eines echten Wettbewerbsnachteils und nicht 
der Aufbau oder die Verstärkung einer Handelsbarriere 
angestrebt wird, ist fraglich. So wird etwa als Diskrimi-
nierung der inländischen Versandhändler dargestellt, 
dass diese «ab dem ersten Franken» Mehrwertsteuer zu 
entrichten hätten, während dem bei ausländischen Ver-
sandhändlern eine Wertfreigrenze gälte. Vergessen wird 
hier jedoch, dass in Wahrheit der ausländische Händler 
einen Wettbewerbsnachteil zu gewärtigen hat, weil der 
Import grundsätzlich einer Zollanmeldung bedarf, welche 
oft wesentlich teurer zu stehen kommt als die Mehrwert-
steuer. Der Preisüberwacher setzt sich deswegen kon-
sequent und vehement dafür ein, dass solche Vorstösse, 
wenn überhaupt, dann nur unter minimalisierten Auswir-
kungen auf die Handelsfreiheit umgesetzt werden. Da es 
sich hierbei um politische Entscheide handelt, kann der 
Preisüberwacher aber nur beschränkt Einfluss nehmen 
und seine Forderungen nicht zwangsweise durchsetzen. 
Vieles muss also politische Hürden nehmen. Hier hat der 
Preisüberwacher gestützt auf das Preisüberwachungs-
gesetz keine direkte Durchsetzungsmöglichkeit. Nichts-
destotrotz bringt der Preisüberwacher in politischen Ge-
schäften immer wieder seine Meinung ein. So beschäf-
tigt den Preisüberwacher auch der Import bei persönli-
chem Grenzübertritt. Er äusserte sich zuletzt kritisch zu 
diversen Vorstössen zur Errichtung neuer oder der Ver-
schärfung technischer Handelshemmnisse. Eine Sen-
kung der Wertfreigrenze dürfte ebenso wie vermehrte 
Kontrollen mit all dem Aufwand, den sie verursachen, 
dem Wohlstand unserer Volkswirtschaft abträglich sein. 
Bestrebungen aus der Politik, eine scheinbare Diskrimi-
nierung von Schweizer Händlern aus der Welt zu schaf-
fen, widersprechen den Anliegen derer, die sich für 
freien Handel stark machen und damit nicht nur die 
Hochpreisinsel Schweiz unter Druck setzen wollen, son-
dern die Wohlfahrt maximieren.66  

Vorstösse, welche Handelsbarrieren (Zölle etc.) mindern 
oder gar beseitigen wollen oder Vorstösse für die Verein-
fachungen bei der ganzen Zollabwicklung finden beim 
Preisüberwacher immer Zustimmung. Er erachtet einige 
Regeln im Bereich der Zollabfertigung als störend. Der 
Wettbewerb muss gestärkt und somit dem freien Markt 
zum Durchbruch verholfen werden. 

                                                             
64 Postulat Moser 17.4228. Gleich lange Spiesse für alle Online-

Versandhändler 
65 Z.B. Mo FiKo NR 19.3975. Steuergerechtigkeit im kleinen Grenzver-

kehr, im Parlament noch nicht behandelt. 
66 Handelsbarrieren sind nicht opportun für unsere Volkswirtschaft. Ein 

freier Markt verstärkt den Wettbewerb, was aus volkswirtschaftlicher 
Sicht zu begrüssen ist. Das kann die Schweizer Unternehmen auch 
zu mehr Innovation und Effizienzsteigerungen motivieren, was zu 
wirtschaftlichem Wachstum führt – die gesamtgesellschaftliche 
Wohlfahrt würde somit gesteigert werden. 

12.3 Fazit 
Man kann sich zu Recht fragen, inwiefern die enormen 
Preisdifferenzen zum Ausland der volkswirtschaftlichen 
Entwicklung und damit der Gesamtwohlfahrt abträglich 
sind. Die in der politischen Diskussion zunehmend ge-
forderten protektionistischen Massnahmen sind aber 
eine denkbar schlechte Remedur. 

Der Wohlfahrt zuträglich wäre vielmehr die konsequente 
Abschaffung von Zöllen und technischen Handelshemm-
nissen. Hierfür bzw. für das Verhindern neuer Zölle und 
Handelshemmnisse steht der Preisüberwacher regel-
mässig ein. Solange die Barrieren am Zoll bestehen, 
sorgt er zudem dafür, dass die entsprechenden Kosten 
wenigstens nicht missbräuchlich hoch im Sinne des 
Preisüberwachungsgesetzes ausfallen. 
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III. STATISTIK 
In der Statistik wird unterschieden zwischen Hauptdos-
siers, Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG, behördlich 
festgesetzten, genehmigten oder überwachten Preisen 
(Art. 14 und 15 PüG), Marktbeobachtungen gemäss Art. 
4 Abs. 1 und Publikumsmeldungen im Sinne von Art. 7 
PüG. In der Aufzählung sind auch Untersuchungen ent-
halten, die bereits in einem früheren Jahr eingeleitet und 
im Berichtsjahr fortgeführt bzw. abgeschlossen wurden. 

1. Hauptdossiers 
Tabelle 1 enthält die über den Einzelfall hinausgehenden 
Hauptuntersuchungen. Diese Untersuchungen sind auf-
grund eigener Beobachtungen der Preisüberwachung 
oder aufgrund eines Anstosses aus dem Publikum einge-
leitet worden. 

 

 
 

Tabelle 1: Hauptdossiers 

Fälle Einver- 
nehmliche 
Regelung 

Empfeh- 
lungen 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Ärzte und Zahnärzte  X X 
    
Spitäler und Pflegeheime 1)   X X 
    
Medikamente 2)  X X 
    
MiGeL 3)  X X 
    
Elektrizität und Gas 4) X X X 
    
Wasser, Abwasser und Abfall 5) X X X 
    
Telekommunikation 6)  X X 
    
SRG   X  
    
Post 7) X X X 
    
Öffentlicher Verkehr 8)  X X X 
    
Urheberrechte  X  
    
Notariatstarife   X  
    
Gebühren und Abgaben   X X 
    
Digitale Wirtschaft    X 
    

  1) vgl. Kapitel II. Ziff. 7 
  2) vgl. Kapitel II. Ziff. 8 
  3) vgl. Kapitel II. Ziff. 9 
  4) vgl. Kapitel II. Ziff. 4 und Ziff. 5 
  5) vgl. Kapitel II. Ziff. 10 
  6) vgl. Kapitel II. Ziff. 6 
  7) vgl. Kapitel II. Ziff. 3 
  8) vgl. Kapitel II. Ziff. 1 und Ziff. 2 
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2. Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG 
Tabelle 2 enthält die Untersuchungen und Abklärungen 
gemäss Art. 6 ff. In diesen Fällen verfügt der Preisüber-
wacher über ein Verfügungsrecht. 

 

 
 

Tabelle 2: Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG 

Fälle Einver- 
nehmliche 
Lösung 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Gas     
Holdigaz SA 1) X   
EW Bern (EWB) Netzzugang   X  
    
Wasser und Abwasser    
Wasserversorgungsgenossenschaft Fischin-

 
   

Fischingen  X   
Wasserversorgung Dübendorf X   
Abwasserverband Region Baden-Wettingen   X 
ARA Glarnerland   X 
    
Abfall     
Limeco KVA Dietikon 2)   X 
SATOM SA  X  
    
Gebäudeversicherung    
Basellandschaftliche Gebäudeversicherung X   
    
Telekommunikation 

 

   
Zugangspreise Glasfasernetz Swisscom AG   X 
    
Öffentlicher Verkehr    
SBB AG 3) X   
ch-direct – TaMa 2021   X 
BLS Autoverlad Brig-Iselle  X  
    
Schweizerische Post AG     
Prime 2020 4) X   
    
PostFinance AG    
Schaltereinzahlungsgebühr 5) X   
    
Hotelbuchungsplattformen    
booking.com   X 
    
Arbeitsvermittlung    
JobCloud AG   X 
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Fälle Einver- 

nehmliche 
Lösung 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Internetauktionen    
ricardo.ch AG   X 
    
Spitaltarife 

    
 
 
 

   
Privattarife SRO AG Langenthal   X 
Privattarife STS AG Thun   X 
    
Bildung    
Traktorfahrkurse Schweizerischer Verband   X  
für Landtechnik     
    
Getränkemarkt    
Coca Cola HBC Schweiz AG /     
The Coca Cola Company   X 
    
      

 1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 5 
 2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 10 
 3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 1 und Ziff. 2 
 4) Vgl. Kapitel II Ziff. 3 
 5) Vgl. Kapitel II Ziff. 3 
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3. Behördlich festgesetzte, genehmigte oder über-
wachte Preise gemäss Art. 14 und Art. 15 PüG 

Werden Preise durch eine Behörde festgesetzt, geneh-
migt oder überwacht, verfügt der Preisüberwacher über 

ein Empfehlungsrecht. Tabelle 3 gibt Auskunft über die 
untersuchten Fälle gemäss Art. 14 und 15 PüG und über 
deren Art der Erledigung. 

 
 

Tabelle 3: Behördlich festgesetzte, genehmigte oder überwachte Preise gemäss Artikel 14 und 15 PüG 

Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Wasser 1)    
Arbedo-Castione  X  
Autigny X   
Avenches   X 
Baldingen  X  
Ballaigues  X  
Bedigliora X   
Biberstein X   
Bissone  X  
Bonstetten   X 
Buch am Irchel X   
Château-d'Oex X   
Corcelles-près-Concise X   
Ennetbürgen X   
Erstfeld X   
Estavayer-le-Lac X   
Faido  X  
Fieschertal X   
Fischenthal X  X 
Freienstein-Teufen  X  
Fribourg X   
Galler Stadtwerke X   
Gampel-Bratsch   X 
Gersau X   
Glarus Süd X   
Goms X   
Graben   X 
Klingnau X   
Koblenz  X  
Küttigen X   
Lavertezzo X   
Mathod  X  
Meisterschwanden X   
Melide X   
Montagny X   
Montet (Glâne) X   
Mühlau  X  
Mülligen X   
Novalles X   
Obergoms X   
Oberkulm X   
Oberried am Brienzersee  X  
Ormont-Dessous X   
Rekingen X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

Riviera X   
Romainmôtier-Envy  X  
Rossenges X   
Rovio X   
Rüfenach X   
Saint-Cergue X   
Saint-Prex  X  
Savièse X   
Schneisingen X   
Stallikon X   
Täsch X   
Tenero-Contra   X 
Trogen X   
Turbenthal   X 
Vétroz X   
Vezia  X  
Villars-le-Comte X   
Weiningen X   
Wetzikon X   
    
Abwasser 1) 
 

 

   
Amt für Industrielle Betriebe Kanton BL  X  
Arbedo-Castione  X  
Aristau X   
Ballaigues  X  
Bassins X   
Beinwil (Freiamt)  X  
Bellinzona  X  
Bonstetten   X 
Bremblens X   
Buch am Irchel X   
Chamoson   X 
Chiasso  X  
Ecublens   X 
Embrach X   
Ennetbürgen  X  
Fällanden  X  
Freienbach X   
Gersau X   
Glarus Süd X   
Goms X   
Gossau X   
Graben   X 
Grindelwald  X  
Hinwil   X 
Koblenz X   
Lauterbrunnen   X 
Leimbach  X  
Losone  X  
Meisterschwanden X   
Melide  X  
Mühlau X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

Muotathal X   
Murten   X 
Neuhausen am Rheinfall  X  
Oberkulm X   
Oberried am Brienzersee  X  
Provence X   
Rekingen X   
Rheineck   X 
Ried-Brig   X 
Rougemont  X  
Rüfenach X   
Saas-Almagell  X  
Saint-Prex  X  
Savièse X   
Schlossrued X   
Schneisingen X   
Schupfart X   
Speicher X   
Stallikon  X  
Suchy X   
Tévenon X   
Turbenthal   X 
Unterlunkhofen  X  
Vezia  X  
Villars-sur-Glâne X   
Villeneuve X   
Vufflens-le-Château X   
Weiningen X   
Wettingen X   
Wollerau X   
    
Abfall 1) 
 

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Allaman   X 
Alto Malcantone X   
Arbedo-Castione X   
Aristau  X  
Arogno X   
Ascona  X  
Bedigliora X   
Bex X   
Biel X   
Bioggio X   
Birr X   
Bissone X   
Brione s/Minusio X   
Brissago X   
Brusino Arsizio   X 
Bubikon X   
Büttenhardt  X  
Cadempino X   
Canobbio X   
Centovalli X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

Dielsdorf X   
Embrach X   
Fiesch  X  
Gambarogno X   
Gersau  X  
Giornico X   
Goms  X  
Gordola X   
Grandcour  X  
L'Abergement  X  
Leytron X   
Locarno X   
Lugano X   
Magliasio X   
Melide  X  
Minusio  X  
Morbio Inferiore  X  
Murten X   
Muzzano  X  
Novaggio X   
Novazzano  X  
Oberried am Brienzersee X   
Paradiso X   
Poliez-Pittet  X  
Rekingen  X  
Rennaz X   
Ronco s/ Ascona X   
Rothrist  X  
Rovio X   
Russikon X   
S. Antonino X   
Saas Balen  X  
Saas-Fee  X  
Sarnen  X  
Schupfart X   
Sorengo X   
St. Gallen X   
Stadel bei Niederglatt X   
Suchy X   
Turbenthal   X 
Vernate X   
Vezia X   
Vico Morcote  X  
Yens  X  
Yverdon-les-Bains  X  
    
Elektrizität 2)    
Elcom Prüfung Energietarife CKW  X   
Stadt Luzern Konzessionsgebühren  X   
Elcom Systemprüfung Swissgrid X   
UVEK Gebühren ESTI X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

BFE Eigenkapitalrendite und Fremdkapitalzinsen X   
für Stromnetze und erneuerbare Energien    
    
Gas 3)    
Basel / IWB  X   
Kilchberg  X  
Mendrisio  X  
    
Post    
Preisobergrenzen Briefpost   X 
    
Telekommunikation     
Zugangspreis Glasfasernetz EWZ 4) X   
    
Öffentlicher Verkehr    
Trassenpreis X   
    
Flugverkehr    
Flughafengebühren Flughafen Zürich X   
    
Notariatstarife    
Kanton Bern X   
Kanton Schwyz X   
    
Kaminfegertarife    
Kanton Bern X   
Kanton Genf   X 
    
Feuerungskontrollen    
Kanton Waadt   X 
Pura 

 

 

  X 
    
Strassenverkehrsämter    
Kanton Wallis X   
Kanton Genf X   
Kanton St. Galllen X   
Kanton Basel Landschaft X   
Kanton Tessin X   
Kanton Graubünden X   
    
Parkgebühren    
Altendorf SZ X   
Bad Zurzach X   
Bercher  X  
Cheseaux-sur-Lausanne X   
Eclépens X   
Freienbach  X  
Morcote X   
Nyon X   
Rennaz X   
Tannay X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Baubewilligungsgebühren    
Aarau   X 
Bonstetten X   
Romanel-sur-Lausanne X   
Walchwil X   
    
Friedhofgebühren    
Arzier-Le Muids X   
    
Verwaltungsgebühren    
Aarau   X 
Rennaz   X 
    
Registergebühren    
Handelsregistergebühren X   
    
Landwirtschaft    
Gebühren Tierdatenbank Amicus   X 
    
Aus- und Weiterbildung    
Gebühren Wirtefachprüfung Basel-Stadt   X 
    
Schulergänzende Betreuung     
Elternbeiträge Schlieren X   
    
Musikschule    
Aarau-Buchs  X  
    
Ärzte    
Amb. Tarife 2019 Augenchirurgie Kanton AG X   
Amb. Tarife 2018-19 Augenchirurgie Kanton AI 

 

X   
Amb. Tarife 2018-19 Augenchirurgie Kanton AR 

 

X   
Amb. Pauschalen 2018-19 Schweiz SOG-HSK/CSS X   
TARMED TPW 2013-18 Ärzte Kanton AG X   
    
Spitäler und Spezialkliniken 5)    
Baserate 2020 Kantonsspital Aarau Kanton AG X   
Baserate ab 2017 Asana-Gruppe Kanton AG X   
Baserate ab 2019 Kantonsspital Baden Kanton AG X   
Baserates ab 19 GZF, Spitäler Muri u. Zofingen AG X   
Baserate ab 2016 Klinik Barmelweid Kanton AG X   
Tarpsy Basispreis ab 2019 Spitäler Kanton AG X   
Tarpsy Basispreis ab 19 Klinik für Schlafmedizin AG X   
Tarpsy Basispreis 2019 Spitalverbund Kanton AR X   
Baserate 2019 Spitalverbund Kanton AR X   
Baserate 2018 Klinik am Rosenberg Kanton AR X   
Baserate ab 2019 St. Claraspital Kanton BS X   
Tarpsy 2018-19 UPK Kanton BS X   
Tarpsy 2019-20, Felix Platter Spital Kanton BS X   
Tarpsy ab 2019 Klinik Sonnenhalde Kanton BS X   
Baserate ab 2018 Verein diespitäler.be X   
Baserates 2017-2020 Lindenhof AG Kanton BE X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

Baserate ab 2014 Geburtshaus Luna Kanton BE X   
Baserate ab 2017 Geburtshaus Maternité Alpine BE X   
Baserate ab 2019 Stiftung Diaconis Kanton BE X   
Tarpsy Basispreis 2019 UPD Kanton Bern X   
Tarpsy Basispreis 2019 Klinik Selhofen Kanton BE X   
Tarpsy Basispreis 2019 diespitäler.be Kanton BE X   
Tarpsy Basispreis 2019 VPSB Kanton BE X   
Tarpsy Basispreis 2019 Soteria Kanton BE X   
Baserate 2016-19 HUG Kanton GE X   
TARPSY BP 2019 Clinique du Grand-Salève GE X   
Baserate 2019 Kantonsspital Glarus X   
Tarpsy Basispreis 2019 Kantonsspital Glarus X   
Amb. Tarife ab 18 Augenchirurgie Kantonsspital GR 

    
X   

Tarpsy Basispreis ab 2019 PDGR Kanton GR X   
Tarpsy Basispreis 2019 Hôpital du Jura Kanton JU X   
Baserate 2018 Kliniken St. Anna & Meggen Kt. LU X   
Tarpsy-Basispreis 2019 Luzerner Psychiatrie Kt. LU X   
Pauschale 2019 Katarakt / Glaukom Kanton LU X   
Baserate 2018-19 l'Hôpital neuchâtelois Kanton NE X   
TARPSY Basispreis ab 2019 CNP Kanton NE X   
Tarpsy-Basispreis 2019 LUPS (Sarnen) Kanton OW X   
Baserate 2018 Klinik Stephanshorn Kanton SG X   
Baserate 2019 Geriatische Klinik Kanton SG X   
Tarpsy Basispreis ab 19 Ostschweizer Kinderspital X   
Tarpsy BP 2018-19 Psychiatrieverbunde Kt. SG X   
Tarpsy Basispreis ab 2019 Klinik Sonnenhof Kt. SG X   
Baserates ab 2019 Spitäler Schaffhausen X   
Baserates ab 2018-19 Klinik Belair AG Kanton SH X   
Tarpsy Basispreis ab 2018 Spitäler Schaffhausen X   
Baserates 2019-20 Pallas Kliniken Kanton SO X   
Tarpsy Basispreis ab 2019 Solothurner Spitäler X   
Tarpsy 2019 Seeklinik Brunnen Kanton SZ X   
Pauschalen ab 2018 Augenchirurgie Kanton TG X   
Tarpsy Basispreis 2019 PKM Kanton TG X   
Tarpsy-Basispreis 2019 Clienia Littenheid Kt. TG X   
TARMED TPW 2019 Spitäler Tessin X   
TARMED TPW 19 Fondazione Cardiocentro Kt. TI X   
TARMED TPW 19 Clinica psichiatrica cantonale TI X   
TARMED TPW 19 Cliniche Private Ticinesi X   
TARPSY Basispreise ab 2018 Hôpital du Valais X   
TARPSY Basispreis 19 Clinique La Métairie Kt. VD X   
Baserate ab 2018 AndreasKlinik Cham Kanton ZG X   
Tarpsy Basispreise 18/19 Klinik Meissenberg Kt. ZG X   
Tarpsy-Basispreis 2019 Triaplus AG Kanton ZG X   
Baserate ab 2019 Stadtspital Waid Kanton ZH X   
Baserate ab 2012/2018 Kinderspital ZH X   
Baserate 2019 Klinik Lengg Kanton Zürich X   
Tarpsy Basispreis ab 2019 Psych. Uniklinik Kt. ZH X   
Tarpsy-Basispreis ab 2018 USZ Kanton ZH X   
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

Tarpsy-Basispreis 2019 Kantonsspital Winterthur X   
Tarpsy Basispreis 2018-19 Spital Affoltern Kt. ZH  X   
Tarpsy BP 19 IPW, Cl. Schlössli, San. Kilchberg ZH X   
    
Akutspitäler    
Fallbeitrag 2019 SwissDRG AG X   
SwissDRG-Tarifstruktur 9.0 Schweiz X   
Tarpsy-Tarifstruktur 2.0 Schweiz für 2020 X   
CAR-T-Zelltherapie Vertrag Schweiz X   
    
Medikamente    
Teure Originalmedikamente   X 
    
Mittel- und Gegenständeliste (MiGeL)     
Auslandpreisvergleich Hörgeräte 6)   X 
    
Rettungsdienste    
Helikopterrettungstarife ab 2014, Air-Glaciers SA X   

1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 10 
 2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 4 
 3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 5 

4) Vgl. Kapitel II. Ziff. 6 
5) Vgl. Kapitel II. Ziff. 7 
6) Vgl. Kapitel II. Ziff. 9 
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4. Marktbeobachtungen 
Gemäss Art. 4 Abs. 1 PüG hat der Preisüberwacher die 
Preisentwicklung zu beoachten. Gemäss Art. 4 Abs. 3 
PüG hat er die Öffentlichkeit über seine Tätigkeit zu ori-
entieren. Markt- oder Preisbeobachtungen werden des-
halb in aller Regel mit der Veröffentlichung eines Analy-
seberichts abgeschlossen. 

 

 

 

 

 
 
 

Tabelle 4: Markbeobachtungen 

Fälle 
 

Analyse-  
bericht 

Empfehlung Laufende    
Abklärung    

    
Gesundheitswesen    
Vergleichswebsite zu stationären Spitaltarifen    X 
Auslandpreisvergleich Hörgeräte 1) X   
    
Sozialwesen    
Elternbeiträge für Kinder und Jugendliche in X   
Sonderschulheimen 2)    
Kosten für Heimplatzierungen und sozialpäda- X   
gogische Familienplatzierungen    
    
Wasser-, Abwasser- und Abfalltarife    
Laufende Beobachtung der Tarifentwicklung 3)   X 
    
Energie    
Vergleich Gaspreise Schweiz 4)   X 
Erdgas – Hochdrucknetze Monitoring 5) X   
    
Verkehr    
Sparbillette in Verbünden 6)   X 
    
Gebühren    
Bootsliegeplätze X   
Kommunale Ausweise und Bescheinigungen X   
Einbürgerungen    X 
Baubewilligungen   X 
    
Feuerungskontrolle    
Rauchgaskontrolle Oel- und Holzfeuerungen   X 
    
Zollabfertigung    
Zollabfertigung im Speditionsmarkt 7) X   
    

 1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 9 
 2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 11 

  3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 10 sowie http://www.preisvergleiche.preisueberwacher.admin.ch/ 
  4) Vgl. http://gaspreise.preisueberwacher.ch/web/index.asp 
  5) Vgl. Kapitel II. Ziff. 5 
  6) Vgl. Kapitel II. Ziff. 1 und Ziff. 2 
  7) Vgl. Kapitel II. Ziff. 12 

http://www.preisvergleiche.preisueberwacher.admin.ch/
http://gaspreise.preisueberwacher.ch/web/index.asp
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5. Publikumsmeldungen 
Die Bedeutung der Publikumsmeldungen besteht in ers-
ter Linie in ihrer Signal- und Kontrollfunktion: Signalfunk-
tion insofern, als sie dem Preisüberwacher - einem Fie-
bermesser gleich - Probleme auf der Nachfrageseite 
anzeigen. Eine Kontrollfunktion haben Meldungen aus 
dem Publikum insofern, als sie zum Beispiel Hinweise 
über die Beachtung von einvernehmlichen Regelungen 
liefern oder den Preisüberwacher auf nicht gemeldete 

behördliche Preise aufmerksam machen. Publikumsmel-
dungen stellen überdies eine wichtige Informationsquelle 
für den Preisüberwacher dar. Meldungen, deren Inhalt 
Wettbewerbsbeschränkungen und Preismissbräuche 
vermuten lassen, können aber auch über den Einzelfall 
hinausgehende grundsätzliche Marktabklärungen auslö-
sen. 

 
 
 
 
 
 

Tabelle 5: Publikumsmeldungen gemäss Art. 7 PüG 

Meldungen absolut in % 
   
Im Berichtsjahr 2019 eingegangene Meldungen 1679 100 % 
   
Ausgewählte Branchen aus dem Berichtsjahr:   
   
Öffentlicher Verkehr 315      18.8 % 
   
Telekommunikation 210 12.5%  
   
Gesundheitswesen 191  11.4 % 
Davon Medikamente   86  
   
Brief- und Paketpost inkl. Zollabfertigung 133    7.9 % 
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IV. GESETZGEBUNG UND PARLAMENTARISCHE 
VORSTÖSSE 

Im Rahmen des Ämterkonsultations- und Mitberichtsver-
fahrens hat der Preisüberwacher auf Bundesebene zu 
den nachfolgenden Gesetzgebungsvorlagen sowie par-
lamentarischen Vorstössen und anderen Bundesratsge-
schäften Stellung genommen. 
 
1. Gesetzgebung 

1.1  Bundesverfassung 
Fair-Preis-Initiative und indirekter Gegenvorschlag. 

1.2  Gesetze 
SR 251 Kartellgesetz; 

Bundesgesetz über die Gasversorgung; 

SR 742.104 Bundesgesetz über den unterirdischen Gü-
tertransport; 

SR 946.51 Bundesgesetz über die technischen Handels-
hemmnisse. 

1.3 Verordnungen 
SR 221.411.1 Verordnung über die Gebühren für das 
Handelsregister; 

SR 742.122 Eisenbahn-Netzzugangsverordnung; 

Verordnungen zum Fernmeldegesetz;  

SR 832.102 Verordnung über die Krankenversicherung; 

SR 941.319 Verordnung über die Gebühren für die 
Edelmetallkontrolle; 

SR 942.211 Verordnung über die Bekanntgabe von Prei-
sen. 

 
2. Parlamentarische Vorstösse 

2.1 Motionen 
18.4183. Motion Nantermod. Effiziente und faire wettbe-
werbsrechtliche Verfahren; 

18.4226 Motion Heim. Schluss mit mengenabhängigen 
Bonusvereinbarungen oder Kickbacks; 

18.4282 Motion Français. Die Kartellgesetzrevision muss 
sowohl qualitative als auch quantitative Kriterien berück-
sichtigen, um die Unzulässigkeit einer Wettbewerbsabre-
de zu beurteilen;  

19.3039 Motion Feller. Aufsicht der Postcom über die 
Einhaltung der Tarife der Brief- und Paketzustellung. 
Sicherstellen, dass der Wille des Gesetzgebers respek-
tiert wird; 

19.3048 Motion Bourgeois. Transparenz bei importierten 
Lebensmitteln. Lange und durch Verkehrsmittel mit ho-

hem CO2-Ausstoss zurückgelegte Transportwege kenn-
zeichnen; 

19.3285. Motion Fehlmann. Arzneimittelpreise und die 
unendliche Geschichte "Lucentis versus Avastin". Wann 
wird die Schweiz endlich Massnahmen ergreifen? 

19.3419 Motion SGK-SR. Obligatorische Krankenpflege-
versicherung. Berücksichtigung der Mengenausweitung 
bei Tarifverhandlungen; 

19.3499 Motion Bühler Manfred. Besserer Service public. 
Die Dividende der Post kürzen oder abschaffen; 

19.3718 Motion Grüter. Gleichlange Spiesse für Schwei-
zer Konsumenten und Versandhändler beim Briefver-
sand. 

2.2  Postulate 
17.3225 Postulat Dettling. Den Fleischschmuggel wir-
kungsvoll eindämmen; 

17.3360. Postulat FK-NR. Auswirkungen der Franken-
überbewertung auf die Mehrwertsteuer; 

17.4228 Postulat Moser. Gleich lange Spiesse für alle 
Online-Versandhäuser; 

18.3237. Postulat Lombardi. Prüfung einer Vereinfa-
chung der Vorschriften über die Preisbekanntgabe. 

2.3  Interpellationen 
18.4143 Interpellation Crottaz. Was kann der Bundesrat 
tun, damit Diabetikerinnen und Diabetiker mit Insulin-
pumpen ihre Behandlung auch weiterhin finanziell stem-
men können? 

18.4162 Interpellation Frehner. Netzentgelt. Hypotheti-
sche Netzerträge bringen Monopolrenditen; 

18.4198 Interpellation Candinas. Ungerechte Gebühren 
des Eidgenössischen Starkstrominspektorats; 

19.3801 Interpellation Crottaz. Strategie gegen teure 
Medikamente. 

 

3.  Andere Bundesratsgeschäfte 
Strategische Ziele 2020-2023 für die Skyguide AG; 

Bericht zum Postulat 18.4100 der SPK-NR über die pe-
kuniären Verwaltungssanktionen. 
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 4. Anhänge / annexes / allegati 

 

Règlement amiable avec Holdigaz SA 1527 
Einvernehmliche Regelung mit der Basellandschaftlichen Gebäudeversicherung BGV 1530 
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